




























































































































Sekretariat Einwohnerrat Gemeindehaus, 5415 Nussbaumen  Telefon direkt: 056 296 21 14

Gemeinde Obersiggenthal 
G e m e i n d e r a t  

Nussbaumen, 9. November 2009/Nu 

Bericht und Antrag an den Einwohnerrat 

GK 2009/143 

Erarbeitung eines Konzepts für Tagesstrukturen in der Gemeinde Obersiggenthal - 
Postulat Silvia Dingwall und Josef Sieber vom 18. Juni 2009 betreffend Schaffung 
von Tagesstrukturen in der Gemeinde Obersiggenthal 

Das Wichtigste in Kürze 

Nachdem der Einwohnerrat Obersiggenthal in seiner Sitzung im September 2009 der Einführung 
von Tagesstrukturen in der Gemeinde Obersiggenthal im Grundsatz zugestimmt hat, soll für die 
notwendigen Abklärungen und die Ausarbeitung eines Konzepts der zukünftigen Obersiggentha-
ler Tagesstrukturen eine Arbeitsgruppe eingesetzt werden. Deren Konzept soll dem Gemeinderat 
im Frühsommer 2010 unterbreitet werden, damit der Einwohnerrat im September 2010 über einen 
Antrag zur Einführung von Tagesstrukturen in Obersiggenthal auf das Schuljahr 2011/12 hin ent-
scheiden kann. 

Für die externe Fachberatung und Begleitung ist mit Kosten in Höhe von 6'000 Franken (exkl. MWSt. 
und 2 % Spesen), für Sitzungsgelder der Arbeitsgruppe in Höhe von 5'000 Franken zu rechnen. 

Antrag 

Der Gemeinderat beantragt dem Einwohnerrat, folgenden Beschluss zu fassen: 

1 Der Einwohnerrat genehmigt den Bericht des Gemeinderates. 

2 Für die Ausarbeitung des Konzepts für Tagesstrukturen an der Volksschule der Gemeinde 
Obersiggenthal wird für die externe fachliche Begleitung sowie das Sitzungsgeld der Arbeits-
gruppe ein Betrag von 11'000 Franken (exkl. MWSt. und Spesen) genehmigt. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Ausgangslage 

An seiner Sitzung vom 3. September 2009 hat der Einwohnerrat Obersiggenthal ein Postulat der 
CVP- und der SP-Fraktion, das verlangt, dass in Obersiggenthal alle notwendigen Abklärungen zur 
Einführung von umfassenden Tagesstrukturen vorgenommen werden und dass dem Einwohnerrat 
eine entsprechende Vorlage zu unterbreiten sei, einstimmig genehmigt. Der Gemeinderat hatte 
sich vorgängig bereit erklärt, den Vorstoss entgegenzunehmen. 

In der Schulleitung der Schule Obersiggenthal war die Stufenleiterin Primarschule, Frau Stephanie 
Klöti, noch vor der Abstimmung über das Bildungskleeblatt mit dem Mandat "Tagesstrukturen" be-
traut worden. Die Schulpflege und die Schulleitung unterstützen es ausdrücklich, dass das Thema 
jetzt, nach der Ablehnung der kantonalen Bildungsvorlage, weiterverfolgt wird. 

Erwägungen 

Auch wenn das "Kleeblatt Tagesstrukturen" gesamtkantonal in der Bildungskleeblatt-Abstimmung 
abgelehnt wurde, werden Tagesstrukturen in den Gemeinden und im Kanton ein Thema bleiben. 

Im Kanton ist nach wie vor die vom Aargauischen Lehrerverband (alv) lancierte Volksinitiative 
"Schule und Familie", die eine Einführung von Tagesstrukturen verlangt, hängig.1) Und der Regie-
rungsrat hat – nachdem er sich schon in seinem Leitbild 2009 - 20182)  ausdrücklich zum Ziel, im Kan-
ton "bedarfsgerechte Tagesstrukturen für eine verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
schaffen", bekannt hatte – Mitte Oktober dem Departement Gesundheit und Soziales (DGS) den 
Auftrag erteilt, auf der Basis des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes ein Normkonzept für die Ein-
führung von Tagesstrukturen zu erarbeiten3): "Nach dem Willen der Regierungsrats sollen die Tages-
strukturen im Interesse der Familien und Kinder zügig ab dem Schuljahr 2012/13 eingeführt werden. 
Dies vor dem Hintergrund, dass Tagesstrukturen zum einen ein bildungspolitisches Erfordernis sind, 
gleichzeitig aber auch gesellschafts-, sozial-, gleichstellungs- und wirtschaftspolitisch relevant sind." 

Gründe, die für die Einführung von familien- und schulergänzenden Tagesstrukturen, auch in Ober-
siggenthal, sprechen, gibt es viele. Der Gemeinderat führt dazu die folgenden an: 
- Der gesellschaftliche Wandel hat seit dem zweiten Weltkrieg den gesamten Lebens-, Arbeits- 

und Wohnbereich verändert: Kinderreiche Familien sind zur Seltenheit, Familien oder allein er-
ziehende Elternteile mit einem oder zwei Kindern zur Regel geworden. Die Zahl der Alleiner-
ziehenden und der Patchwork-Familien ist nach wie vor steigend. 

- 50 Prozent der Familien in der Schweiz sind auf familien- und schulergänzende Betreuung ange-
wiesen, 50 Prozent möchten in traditioneller Rollenteilung leben (Studie Nationalfonds 2005). 

- Der Anteil von Familien mit Kindern, bei denen beide Elternteile erwerbstätig sind, nimmt immer 
noch zu. Von den Frauen mit Kindern unter 15 Jahren sind rund drei Viertel (2001 74 %) berufstä-
tig. 

- Mit dem wachsenden Anteil berufstätiger Frauen wächst der Bedarf an familienexterner Betreu-
ung. Mangels entsprechender Angebote ist aber (gemäss Aussage des Regierungsrates des 
Kantons Aargau im Entwicklungsleitbild 2009 – 2018) ein wachsender Anteil schulpflichtiger Kin-
der nicht genügend betreut. 

- Gute Tagesstrukturangebote mit fachkompetentem Personal erhöhen, dank Förderung und 
Betreuung, die Chancen von Kindern aus bildungsfernen Elternhäusern. 

- Durch die Mehrbeschäftigung erwirtschaften die Eltern ein zusätzliches Einkommen, von dem 
nicht nur sie selber, sondern auch die Gemeinden durch zusätzliche Steuereinnahmen profitie-
ren. Ausgaben für Tagesstrukturen sind also Investitionen, die sich bezahlt machen, teilweise 
auch durch geringere Sozialhilfekosten. 

- Investitionen in die familien- und schulergänzende Betreuung generieren einen volkswirtschaftli-
chen Nutzen; die Wirtschaft unterstützt entsprechende Forderungen stark. 

- Bund und Kanton unterstützen die Gemeinden bei der Einführung mit Impulsprogrammen 
(Bund) bzw. durch die Schaffung der Voraussetzungen zur Unterstützung (im kantonalen Sozial- 
und Präventionsgesetz) und zeigen damit, dass sie von der Notwendigkeit überzeugt sind. 
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- Kindertagesstätten und gute Tagesstrukturen tragen zur Wohnortattraktivität bei. Unsere Nach-
bargemeinden sind uns momentan mindestens einen Schritt voraus. In den letzten zwei, drei 
Jahren haben etwa Baden und Wettingen ihr Angebot ausgebaut, Untersiggenthal ist am Ab-
klären und Ennetbaden ist in dieser Hinsicht die Vorzeigegemeinde. 

- Die Obersiggenthaler Bevölkerung hat in der kantonalen Abstimmung zum Bildungskleeblatt die 
Einführung von Tagesstrukturen mit 60 Prozent unterstützt. 

Einsetzung einer Arbeitsgruppe – Auftrag, Zielsetzung, Kosten und Termin 

Aufgrund dieser Erwägungen hat der Gemeinderat an seiner Sitzung vom 28. September 2009 der 
Schaffung von bedarfsgerechten Tagesstrukturen zugestimmt und beschlossen, für die Erarbeitung 
des Konzepts eine Arbeitsgruppe einzusetzen.4) Von diesem Konzept werden alle notwendigen 
Angaben zu Organisation und Trägerschaft, Bedarf und Angebot, Personalbedarf und 
-anforderungen, Infrastruktur und Ausstattung, Elterntarif sowie eine Vollkostenrechung und ein 
Finanzierungsmodell für die Tagesstrukturen erwartet. 

Für die Konzeptentwicklung und Bereitstellung aller Unterlagen bewilligte der Gemeinderat für die 
Arbeitsgruppe eine externe Fachberatung und -begleitung durch Herrn Sergio Tassinari, Turgi. Dafür 
erteilte der Gemeinderat an den Sitzungen vom 28. September bzw. 2. November 2009 Kostengut-
sprache in Höhe von 6'000 Franken exkl. MWSt. und 2 % Spesen. Diese Kosten setzen sich wie folgt 
zusammen: 

Kosten externe Begleitung/Beratung der Arbeitsgruppe5)

Baustein Aufwand in Std./Tagen Tagessatz 
exkl. MWSt 

Total 

Baustein A: 
Begleitung Arbeitsgruppe 

6 Sitzungen zu 2.5 Std. 
plus je 1.5 Std. Vor- und  
Nachbereitung 
total 24 Std. = 3 Tage 

CHF 1'200 CHF 3'600 

Baustein B: 
Fachliche Beratung 

16 Stunden = 2 Tage CHF 1'200 CHF 2'400 

Total Kosten externe Beratung
  

CHF 6'000 

Darüber hinaus gehende Beratungen (Baustein C der Offerte) müssten, wenn nötig, von der Ar-
beitsgruppe beim Gemeinderat separat beantragt werden. 

Für die Arbeitsgruppe (Sitzungsgelder, Protokoll, Spesen) bewilligt der Gemeinderat den Betrag in 
Höhe von 5'000 Franken (Basis: 150 Stunden). Die Vergütung richtet sich nach dem "Reglement 
über die Ausrichtung von Entschädigungen an Kommissionen der Gemeinde Obersiggenthal" und 
beträgt ab 2010 Fr. 28.-/Stunde; Vorsitz und Protokollführung werden doppelt vergütet. 

Nach Vorliegen des Berichts der Arbeitsgruppe wird der Gemeinderat entscheiden und dem Ein-
wohnerrat eine Vorlage unterbreiten. Geplant ist dies für die Sitzung vom September 2010. Die Ein-
führung der Tagesstrukturen, möglicherweise auch erst einer ersten Tranche, soll auf Beginn des 
Schuljahres 2011/12 erfolgen. 

Der (engeren) Arbeitsgruppe sollen  – neben der fachlichen Begleitperson und der Protokoll-
führung – je ein Mitglied des Gemeinderates, der Schulpflege und der Schulleitung sowie eine 
Lehrperson und eine Elternvertretung (Elternforum) angehören. Mit einzubeziehen sind ausserdem 
Kindertagesstätte, Mittagstisch, Aufgabenhilfe, Randstundenbetreuung, Jugendnetz, wenn nötig 
Bauverwaltung etc. 

Die Leitung der Arbeitsgruppe soll Stephanie Klöti, Stufenleiterin Primarschule an der Schule Ober-
siggenthal, übertragen werden; Vertreterin des Gemeinderats in der Arbeitsgruppe ist die Ressort-
leiterin Schule. 
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Baustein Total 

Begleitung Arbeitsgruppe CHF 3'600 

Fachliche Beratung CHF 2'400 

Sitzungsgelder Arbeitsgruppe CHF 5'000 

Total Kosten externe Beratung CHF 11'000 

Aktenauflage 1 Initiative "Schule und Familie" (alv) 
2 Aargau – Entwicklungsleitbild des Regierungsrats 2009 - 2018 (Juni 2009); Abschnitt 

6.2 ("Den familiären und generationenübergreifenden Zusammenhalt fördern") 
3 Medienmitteilung des Regierungsrates des Kantons Aargau, Departement Bil-

dung, Kultur und Sport; Departement Gesundheit und Soziales, vom 15. Oktober 
2009 

4 Protokollauszug Gemeinderat Obersiggenthal vom 28. September 2009/2. No-
vember 2009 

5 Offerte Tassinari Beratungen, Turgi 

NAMENS DES GEMEINDERATES 
Der Gemeindeammann Der Gemeindeschreiber 

Max Läng  Anton Meier 
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Zusammenfassung

Die familienergänzende Kinderbetreuung ist in gesellschaftlicher und privater Hinsicht von 
grosser Wichtigkeit. Das in diesem Bereich zur Verfügung stehende Angebot wirkt sich auf
die Privat- und Volkswirtschaft aus und ist für die Bildungs-, Familien- und Sozialpolitik von 
Bedeutung. Familienergänzende Betreuungsangebote sind eine wichtige Voraussetzung für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit für die Gleichstellung von Mann und Frau. 
Um dem Bedarf an familienergänzender Kinderbetreuung im ganzen Kanton besser gerecht 
zu werden, soll neu jede Gemeinde im Kanton verpflichtet werden, für eine bedarfsgerechte 
familienergänzende Betreuung von Vorschul- und Schulkindern zu sorgen. Die Benützung 
der Betreuungsangebote ist freiwillig. 

Die Kosten der familienergänzenden Kinderbetreuung sollen primär durch die Eltern und die 
Gemeinden getragen werden. Der Kanton beteiligt sich an der Betreuung von Kindern im 
Vorschulalter. Das vorgeschlagene Finanzierungsmodell richtet sich nach den geltenden 
Grundsätzen der Aufgaben- und Lastenverteilung und reglementiert die Kostenbeteiligung 
der Eltern soweit als nötig. 

Der vorgeschlagene Elterntarif basiert auf folgenden Grundsätzen:
- Die Eltern leisten Beiträge nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.
- Sozial schwache Eltern bezahlen einen Mindestbeitrag. 
- Ab einer bestimmten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit können vollkostendeckende 

Elternbeiträge erhoben werden. 
- Sozialhilfebeziehende oder Personen, die wegen des Elternbeitrags sozialhilfebedürftig 

würden, sind von der Beitragspflicht befreit.

Die Finanzierung sowie die konkrete Ausgestaltung des Elterntarifs ist innerhalb der 
erwähnten Schranken Sache der Gemeinden. Der Kanton beteiligt sich mit 20 Prozent an 
den nach Abzug der Elternbeiträge und allfälliger Drittleistungen ungedeckten Kosten von 
Einrichtungen, die Kinder im Vorschulalter betreuen. 

Die vorgeschlagene Revision wird Kosten von rund Fr. 137.1 Mio. zur Folge haben (Anteil 
Eltern ca. 55.9 Mio. Franken, Anteil Gemeinden ca. 73.6 Mio. Franken, Anteil Kanton 7.6 
Mio. Franken [im AFP aufgenommen]). Allerdings werden diese Summen erst in mehreren 
Jahren erreicht werden, da das Angebot an familienergänzender Kinderbetreuung der Nach-
frage entsprechend aufzubauen ist.

Aktuell sieht sich der Kanton in verschiedenen Bereichen mit Reformen konfrontiert, die zum 
Teil erhebliche Zusatzkosten generieren. Vor diesem Hintergrund hat der Regierungsrat den 
Auftrag erteilt, eine Auslegeordnung über die anstehenden Reformen vorzunehmen. Gestützt 
darauf wird in der Folge die Lastenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden überprüft 
werden.
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1 Ausgangslage

1.1 Gesellschaftlicher Kontext

Die familienergänzende Kinderbetreuung1 ist in gesellschaftlicher und privater Hinsicht von 
grosser Bedeutung. Das in diesem Bereich zur Verfügung stehende Angebot wirkt sich auf 
die Privat- und Volkswirtschaft aus und ist ein zu berücksichtigender Faktor in der Bildungs-,
Familien- und Sozialpolitik. Familienergänzende Betreuungsangebote sind zudem eine wich-
tige Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit die Gleichstellung 
von Mann und Frau. Die familienergänzende Kinderbetreuung dient ausserdem der Förde-
rung der Kinder und stärkt die Eltern.

Der Bedarf an organisierten Formen familienergänzender Betreuung von Kindern ist in den 
letzten Jahren aus verschiedenen Gründen gestiegen. Gegenwärtig wird laut Bundesamt für 
Statistik noch in über 50 Prozent der ergänzend betreuten Zeiten die Kinderbetreuung vom 
erweiterten Familienumfeld wahrgenommen, meist von Grosseltern/Grossmüttern. Mit der 
grösseren Mobilität aufgrund der Erwerbstätigkeit, der daraus folgenden Migration innerhalb 
der Schweiz oder aufgrund des Zuzugs aus anderen Ländern wohnen die Grosseltern oder 
Geschwister allerdings häufig nicht mehr in der Nähe. Zudem zeigt die demografische Ent-
wicklung, dass der zeitliche Abstand zwischen den Generationen grösser wird. Damit sind 
Grosseltern älter, wenn sie Grosskinder betreuen könnten. Die innerfamiliären Betreuungs-
situationen werden so grundsätzlich fragiler. 

Weiter sind wegen der hohen Scheidungsrate (schweizweit über 50 Prozent) die Mütter oft-
mals gezwungen, erwerbstätig zu sein, um den Grundbedarf der Familie zu decken. Sie sind 
auf die familienergänzende Betreuung ihrer Kinder angewiesen. Ebenso auf ausserfamiliäre 
Betreuungsmöglichkeiten angewiesen sind Eltern, die im Tief- und Tiefstlohnbereich arbeiten
(sogenannte Workingpoor). Weil ein Lohn einer 100 Prozent Arbeitsstelle nicht genügt, um 
die Familie zu ernähren, müssen beide Eltern erwerbstätig sein.

Der Bedarf an familienergänzender Betreuung von Kindern ist ausserdem vorhanden, wenn 
mehr Väter und Mütter die Erwerbs- und Familienarbeit aufteilen. Gut ausgebildete Frauen 
sind häufig gerne Mütter, wollen aber ihre Ausbildung auch im beruflichen Bereich umsetzen 
und weiterentwickeln. Ein genügend grosses Angebot an familienergänzender Kinderbetreu-
ung fördert die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, was gerade bei gut ausgebildeten 
Frauen dazu führen wird, dass sie sich für beides entscheiden. Somit kann ihr Arbeitspoten-
zial besser ausgeschöpft werden. Aufgrund der meist noch tieferen Frauenlöhne müssen 
Mütter aber in der Regel länger Erwerbsarbeit leisten, um den Lohnausfall der Väter zu kom-
pensieren. Zudem ist das Sozialversicherungssystem (zum Beispiel doppelter Koordina-
tionsabzug bei zwei teilzeiterwerbstätigen Eltern) weitgehend noch darauf ausgerichtet, dass 

1 Im vorliegenden Bericht gelten als Kinder Personen, welche die obligatorische Schulpflicht noch nicht 
abgeschlossen haben.
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der Vater 100 Prozent erwerbstätig ist. Diese Ausfälle und Mehrkosten führen dazu, dass die 
Erwerbsarbeitszeiten Rollen teilender Eltern insgesamt meist bei 120–150 Prozent liegen.

1.2 Aktuelle Angebotsstrukturen familienergänzender Kinderbetreuung

Im Kanton Aargau existieren verschiedene organisierte Formen familienergänzender Kinder-
betreuung: Kindertagesstätten, Tagesfamilien, Mittagstische, Tagesstrukturen für Kinder-
garten- und Schulkinder sowie ein breites Angebot an Spielgruppen. Kindertagesstätten 
betreuen vorwiegend Kinder im Vorschulalter, Tagesstrukturen für Schulkinder stehen 
Kindern ab Kindergarten bis Ende Primarschule offen. Mittagstische verpflegen und betreuen 
Kindergarten- und Schulkinder über die Mittagszeit und sind oft erste Etappen für die Ganz-
tagesbetreuung. Tagesfamilien stehen grundsätzlich allen Kindern offen und ergänzen das 
institutionalisierte Angebot, denn die Öffnungszeiten dieser Einrichtungen korrespondieren 
nicht immer mit den Arbeitszeiten der Eltern (Dienstleistungsbetriebe, Verkauf, Gesund-
heitswesen usw.). Auch Spielgruppen decken einen Teil der familienergänzenden Kinder-
betreuung ab und tragen zur Sozialisierung und Förderung von Kindern bei. Aufgrund der 
meist kurzen Betreuungszeiten in Spielgruppen tragen sie allerdings kaum zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit zur wirtschaftlichen Selbständigkeit von 
Familien bei (detaillierte Beschreibung der einzelnen Betreuungsformen siehe Anhang).

Per 18. November 2009 existierten für ca. 100'032 Kinder unter 16 Jahren2 im ganzen 
Kanton Aargau 280 Institutionen, die 4'940 Plätze anboten und 9'538 Kinder betreuten. 
Davon waren 142 Angebote mit 2'641 Plätzen und 4'734 betreuten Kindern im Vorschul-
bereich. Für Kinder im Kindergarten- und Schulalter standen 138 Angebote mit 2'299 Plätzen 
zur Verfügung. Es wurden 4'804 Kindergarten- und Schulkinder betreut.3 Die Zahl der betreu-
ten Kinder übersteigt in der Regel die Zahl der Plätze, weil viele Kinder nur ein bis drei Tage 
in einer Kindertagesstätte weilen. Die Plätze können daher von zwei oder mehreren Kindern 
zwar nicht gleichzeitig aber nachfolgend genutzt werden. 

Gestützt auf die oben erwähnten Zahlen steht im Kanton Aargau ein Betreuungsplatz für 20 
Kinder zur Verfügung. Dank der Mehrfachnutzung können maximal 9,8 Prozent der bis 16-
jährigen Kinder von der familienergänzenden Tagesbetreuung profitieren. Im Vorschul-
bereich sind es 18,6 Prozent der Kinder, im Schulalter 6,5 Prozent, die Zugang zu einem 
Betreuungsplatz haben. Die 280 institutionalisierten Angebote an familienergänzender 
Betreuung von Kindern verteilen sich auf 117 Standortgemeinden. In 112 Gemeinden gibt es 
kein solches Angebot. 

Die bestehenden ausgewiesenen Betreuungsplätze unterscheiden sich allerdings bezüglich 
Betreuungszeiten sehr stark. Unter den 280 erfassten Angeboten findet sich sowohl der 
Mittagstisch, der ein- bis zweimal pro Schulwoche geöffnet ist, als auch die Tagesstruktur, 
die Kinder von 7 bis 19 Uhr an fünf Tagen während 48 Wochen betreut. Es ist deshalb davon 

2 Die Bevölkerungsstatistik führt Altersgruppen von 5 Jahren auf. Es wurde eine gleichmässige 
Verteilung der Kinder auf die einzelnen Jahrgänge angenommen.
3 Vgl. Website der Fachstelle Kinder & Familien Aargau (www.kinderbetreuung-aargau.ch).
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auszugehen, dass nicht in sämtlichen Gemeinden, die über ein Angebot verfügen, der 
Bedarf an familienergänzender Tagesbetreuung von Kindern tatsächlich gedeckt ist.

Aus statistischen Gründen ist in den oben erwähnten Angaben die Betreuungsform der 
Tagesfamilien nicht enthalten. Im Kanton Aargau gibt es schätzungsweise rund 400 Tages-
familien, die wahrscheinlich mehr als 700 Kinder betreuen. Es ist deshalb möglich, dass in 
einigen Gemeinden ohne institutionalisierte familienergänzende Kinderbetreuung der Bedarf 
ganz oder teilweise mit Tagesfamilien gedeckt wird. Darüber lassen sich jedoch keine 
gesicherten Aussagen machen, denn weder die Gemeinden noch der Kanton, noch die 
Tageselternvereine haben bisher den Bedarf abgeklärt. Gegenwärtig und in Zukunft wird 
eine bedarfsgerechte familienergänzende Betreuung von Kindern auf institutionelle und 
familiäre Einrichtungen angewiesen sein.

1.3 Geltendes Recht 

1.3.1 Internationales Recht

Familienergänzende Betreuung von Kindern ist unter anderem Thema in zwei UNO-Konven-
tionen, die für die Schweiz im Jahr 1997 in Kraft getreten sind.

Das Übereinkommen vom 20. November 1989 über die Rechte des Kindes (SR 0.107)
verpflichtet die Vertragsstaaten, bei allen Massnahmen, die Kinder betreffen, das Wohl des 
Kindes vorrangig zu berücksichtigen und ihm den Schutz und die Fürsorge zu gewähren, die 
zu seinem Wohlergehen notwendig sind. Verlangt wird, dass die für die Fürsorge und den 
Schutz des Kindes verantwortlichen Institutionen sowie andere Dienste in fachlicher Hinsicht 
geeignet sind und einer ausreichenden Aufsicht unterstehen (Art. 3). Weiter werden die 
Vertragsstaaten in die Pflicht genommen, die Eltern in der Aufgabe der Kindererziehung zu 
unterstützen und für den Aufbau von Institutionen, Einrichtungen und Diensten für die 
Betreuung von Kindern zu sorgen (Art. 18 Abs. 2). Ebenfalls verpflichtet die Konvention die 
Staaten, Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass Kinder berufstätiger Eltern das 
Recht haben, die für sie in Betracht kommenden Kinderbetreuungsdienste und Einrichtungen 
zu nutzen (Art. 18 Abs. 3).

Auch das Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (CEDAW; SR 0.108) hält die Vertragsstaaten dazu an, 
Einrichtungen zur Kinderbetreuung zu fördern (Art. 11 Abs. 2 lit. c). Eltern soll ermöglicht 
werden, Familie, berufliche Aufgaben und Teilnahme am öffentlichen Leben zu vereinbaren. 
Dies mit dem Ziel, Frauen wegen Eheschliessung und Mutterschaft nicht zu diskriminieren 
und ihnen das Recht auf Arbeit zu gewährleisten.

1.3.2 Bundesrecht

Die Betreuung von Kindern ausserhalb ihrer Herkunftsfamilien ist auf Stufe Bund in ver-
schiedenen Erlassen geregelt. Art. 316 des Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 
(ZGB; SR 210) hält fest, dass die Aufnahme von Pflegekindern bewilligungspflichtig ist und 
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unter Aufsicht steht. Der Erlass von Ausführungsbestimmungen wurde an den Bundesrat 
delegiert. Darauf gestützt erging im Jahr 1977 die Verordnung über die Aufnahme von 
Kindern zur Pflege und zur Adoption vom 19. Oktober 1977 (PAVO; SR 211.222.338).
Die PAVO regelt die Familienpflege, die Aufnahme zur Adoption, die Tagespflege sowie die 
Heimpflege und enthält auch Verfahrensvorschriften. Schwerpunkte der PAVO bilden die 
Bewilligung des Pflegeverhältnisses und dessen Aufsicht durch die zuständigen Behörden. 
Das Bundesrecht legt dabei fest, unter welchen Grundvoraussetzungen eine Bewilligung zur 
Aufnahme von Kindern beziehungsweise zum Führen von Heimen erteilt wird und wie die 
Aufsicht zu erfolgen hat. Die bundesrechtliche Verordnung stellt für diese Bereiche Minimal-
anforderungen auf; es handelt sich um eine Art Rahmen- beziehungsweise Grundsatz-
gesetzgebung. Sie ist so konzipiert, dass die Kantone grundsätzlich keine Ausführungs-
bestimmungen erlassen müssen. Den Kantonen ist es jedoch freigestellt, zum Schutz von 
Unmündigen Bestimmungen zu erlassen, die über die Bundesverordnung hinausgehen. Von 
dieser Möglichkeit haben die Kantone in unterschiedlichem Mass Gebrauch gemacht. Viele
haben sie genutzt und zum Teil sehr weitgehende Bestimmungen erlassen. Fast ein Viertel 
der Kantone hat dagegen keine eigenen Bestimmungen erlassen, so auch der Kanton 
Aargau. 

Die PAVO stammt aus dem Jahre 1977 und wurde seither, mit Ausnahme der für Adoptionen 
relevanten Bestimmungen und solchen über die Aufnahme von ausländischen Kindern, 
keiner Revision unterzogen. Den Entwicklungen der vergangenen dreissig Jahre, insbeson-
dere im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung, vermag die Verordnung daher 
nicht mehr Rechnung zu tragen und wird deshalb zur Zeit einer Totalrevision unterzogen
(vgl. dazu Ziff. 1.4.1).

Das Bundesgesetz vom 4. Oktober 2002 über Finanzhilfen für familienergänzende 
Kinderbetreuung (SR 861) ist am 1. Februar 2003 in Kraft getreten. Das Gesetz ist auf acht 
Jahre befristet und läuft per 31. Januar 2011 ab. Es bildet zusammen mit der Ausführungs-
verordnung die Grundlage eines Impulsprogramms, das die Schaffung von Betreuungs-
plätzen für Kinder fördern und den Eltern eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
oder Ausbildung ermöglichen soll. Gestützt auf das Bundesgesetz können folgenden Ein-
richtungen Finanzhilfen gewährt werden: 
- Kindertagesstätten,
- Einrichtungen für die schulergänzende Betreuung von Kindern bis zum Ende der obligato-

rischen Schulzeit,
- Strukturen für die Koordination der Betreuung in Tagesfamilien.

Unterstützt werden nur neue Kindertagesstätten und schulergänzende Einrichtungen oder 
bestehende Institutionen, die ihr Angebot bedeutend erhöhen. Bestehende Plätze dürfen 
nicht subventioniert werden. Was die Betreuung in Tagesfamilien betrifft, so werden Finanz-
hilfen für Aus- oder Weiterbildungsmassnahmen sowie für Projekte zur Verbesserung der 
Koordination oder der Qualität der Betreuung gewährt. Weder die Eltern der Kinder noch die 
Tagesfamilien selbst werden subventioniert. 
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Es hat sich gezeigt, dass die Anstossfinanzierung ein effizientes Instrument zur Förderung 
der Schaffung von neuen Betreuungsplätzen ist. Innerhalb von sieben Jahren sind mit Hilfe 
des Bundes 25'000 neue Betreuungsplätze geschaffen worden. Damit konnte das Angebot 
um mehr als 50 Prozent erhöht werden. Bis zum Ende des Programms werden insgesamt 
etwa 33'000 neue Plätze profitieren können. Aus diesem Grund soll das Impulsprogramm 
verlängert werden (vgl. dazu Ziff. 1.4.2).

1.3.3 Kantonales Recht

Auf kantonaler Ebene ist die familienergänzende Kinderbetreuung vorwiegend im Gesetz 
über die öffentliche Sozialhilfe und die soziale Prävention vom 6. März 2001 (Sozialhilfe- und 
Präventionsgesetz; SPG; SAR 851.200) und in der Sozialhilfe- und Präventionsverordnung 
vom 28. August 2002 (SPV; SAR 851.211) geregelt. Gemäss § 39 SPG können die Gemein-
den, soweit möglich in Zusammenarbeit mit Privaten und anderen Gemeinden, für eine 
bedarfsgerechte Bereitstellung von Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung 
sorgen. Die Gemeinden regeln die Kostenbeteiligung der Benützenden unter Berücksichti-
gung sozialer Aspekte. § 51 Abs. 2 SPG sieht eine Mitfinanzierung des Kantons vor. Dieser 
beteiligt sich an privaten Institutionen der familienbegleitenden Kinderbetreuung im Umfang 
von maximal 20 Prozent der anrechenbaren Betriebskosten4, sofern sich die Gemeinden 
mindestens im gleichen Umfang beteiligen (§ 35 Abs. 2 SPV). Die Kostenbeteiligung des 
Kantons erfolgt im Rahmen einer reinen Defizitdeckung. Sie setzt voraus, dass die Institutio-
nen im Auftrag einer Gemeinde tätig sind und sich die mit den Gemeinden abgeschlossenen 
Leistungsvereinbarungen an schweizerische oder kantonale Qualitätsstandards ausrichten 
(§ 35 Abs. 1 SPV). 

Weiter finden sich Vorschriften zu den Tagesschulen im Schulgesetz vom 17. März 1981 
(SchulG; SAR 401.100). § 7 Abs. 4 SchulG sieht vor, dass die Schulträger über die Einfüh-
rung von Blockzeiten und von Tagesschulen entscheiden können. Wegen der durch die 
Tagesschulen verursachten Mehrkosten können die Schulträger von den Inhabern der elter-
lichen Sorge Beiträge verlangen, die höchstens kostendeckend sein dürfen (§ 68a SchulG).

1.4 Gesetzgeberische Tätigkeit des Bundes

1.4.1 Kinderbetreuungsverordnung

Zur Zeit wird die Verordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption 
(PAVO) einer Totalrevision unterzogen. Der Bund will neu den Regelungsgegenstand in zwei 
separaten Verordnungen regeln (Kinderbetreuungsverordnung [KiBeV] und Adoptions-

4 Die anrechenbaren Betriebskosten ergeben sich aus der Differenz aus den anrechenbaren 
Einnahmen (Kostgelder; Elternbeiträge; Vemögenserträgnisse; Betriebsbeiträge öffentlicher und 
privater Körperschaften, mit Ausnahme der Betriebsbeiträge der Gemeinden; übrige 
Betriebseinnahmen ausgenommen zweckgebundene Spenden) und den anrechenbaren Ausgaben 
(alle nach Betriebskonzept nötigen Ausgaben mit Ausnahme von Amortisationen der Bauschuld, 
Abschreibungen auf Mobilien, Rückstellungen und wertvermehrenden Anlagen) vgl. § 35 Abs. 3 bis 5 
SPV.



- 9 -

verordnung). Der Vorentwurf der KiBeV wurde im Juni 2009 in die Vernehmlassung 
geschickt. Im Dezember 2009 hat der Bundesrat das Vernehmlassungsresultat zur Kenntnis 
genommen und das Eidg. Justiz- und Polizeidepartement beauftragt, die Verordnung im 
Lichte der Vernehmlassungsergebnisse nochmals zu überarbeiten. Die Vorlage wurde in der 
Vernehmlassung kritisch beurteilt, weshalb das Geschäft nach der Überarbeitungsphase 
erneut in die Vernehmlassung gegeben werden soll. 

Ziel der Revision ist es, durch geeignete Massnahmen wie die Schaffung einheitlicher Stan-
dards oder die Anforderungen an Aus- und Weiterbildung zu einer Professionalisierung 
sowie einer Qualitätssteigerung in der Fremdbetreuung von Kindern beizutragen. Wer sein 
Kind ausserhalb des Familienkreises betreuen lassen will oder muss, soll sich darauf verlas-
sen können, dass diese Betreuung verbindlich festgelegten Qualitätsanforderungen genügt. 
Die KiBeV will deshalb mit klaren Vorgaben an die zuständigen Behörden, Betreuungs-
personen, Einrichtungen und Platzierungsorganisationen das Wohl und den Schutz des 
Kindes gewährleisten. Angesichts des ausgesprochenen Bedürfnisses nach familienergän-
zender Betreuung soll neu auch die Tagesbetreuung von Kindern (zum Beispiel durch 
Tagesmütter, Krippen oder Kindertagesstätten) einer Bewilligungspflicht unterstellt werden.
Bewilligungspflichtig werden nur entgeltlich erbrachte Betreuungsleistungen. Von der Bewilli-
gungspflicht ausgenommen sind hingegen sämtliche (entgeltlich und unentgeltlich) erbrach-
ten Betreuungsleistungen durch Verwandte sowie weitere den Eltern nahestehende Perso-
nen. Bewilligungsfrei ist zudem die Betreuung im Haushalt der Eltern (zum Beispiel durch 
Nannies). Auch im Bereich der Vollzeitbetreuung werden Angebote im Rahmen von 
Schüleraustauschprogrammen und Au-pair-Einsätzen von der Bewilligungspflicht befreit. 

Die KiBeV sieht weiter die Schaffung einer zentralen kantonalen Fachbehörde vor, die für die 
Bewilligung und die Beaufsichtigung von Tages- und Pflegeeltern sowie von Einrichtungen 
und Platzierungsorganisationen zuständig ist. Um eine qualitativ gute Betreuung zu gewähr-
leisten, schreibt die KiBeV zudem die Weiterbildung und Beratung von Betreuungspersonen 
vor. Die Kantone haben eine Fachstelle einzurichten, an die sich diese bei Fragen und 
Problemen wenden können. 

Insgesamt betrachtet, wird die KiBeV eine Rahmenverordnung sein, die noch kantonale 
Ausführungsbestimmungen erfordern wird. Gemäss der ersten Vernehmlassungsfassung 
werden die Kantone insbesondere dazu verpflichtet werden, Qualitätsstandards sowie die 
Anforderungen an die Aus- und Weiterbildung der Betreuungspersonen zu definieren. Der
Zeitpunkt der geplanten Inkraftsetzung ist bislang noch nicht bekannt. Es ist aber anzuneh-
men, dass die KiBeV und das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (Revision des 
Vormundschaftsrechts) voraussichtlich zeitgleich, das heisst per 1. Januar 2013, in Kraft 
treten werden.

1.4.2 Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung

Nachdem das Parlament eine Motion der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur 
des Nationalrates gutgeheissen hatte, beauftragte der Bundesrat das Eidg. Departement des 
Innern, eine Vernehmlassung zur Verlängerung der Geltungsdauer des Bundesgesetzes 
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über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung durchzuführen. In der Folge hat 
der Bundesrat im Februar 2010 eine Botschaft verabschiedet, in der die Verlängerung des 
Impulsprogramms um vier Jahre vorgeschlagen wird. Er schlägt für die weiteren vier Jahre 
einen finanziellen Rahmen von 80 Mio. Franken vor. Aus föderalistischen und finanziellen 
Gründen wird ein dauerhaftes Engagement des Bundes abgelehnt. Die Verlängerung soll 
höchstens bis Ende Januar 2015 dauern. Der Bundesrat will das Impulsprogramm des 
Bundes auf die Betreuung von Kindern im Vorschulalter fokussieren, während das Harmos-
Konkordat der Kantone vorsieht, ein Angebot an schulergänzender Betreuung bereitzu-
stellen. In Zukunft sollen die Finanzhilfen nur noch neuen Institutionen gewährt werden und 
nicht mehr auch bereits bestehenden, die ihr Angebot erhöhen. 

2 Handlungsbedarf

2.1 Politischer Kontext

Der Kanton Aargau bekundet in seinen Grundlagenpapieren zur Politikgestaltung immer 
wieder den Willen, im Bereich der familienergänzenden Betreuung von Kindern aktiver zu 
werden. Die Wachstumsinitiative 2005 fordert mit der wirtschaftspolitischen Massnahme 5 
die Einführung von Tagesstrukturen in der Volksschule, denn Tagesstrukturen verhindern
längere Arbeitsunterbrüche bei Familiengründungen und verbessern die Verfügbarkeit von 
Arbeitnehmenden, weshalb Tagesstrukturen die Attraktivität des Kantons als Wohnort wie 
auch als Standort für Unternehmungen erhöhen. Im aktuellen Entwicklungsleitbild 2009–
2018 bekundet der Regierungsrat explizit sein Streben nach einem Ausbau bedarfsgerechter 
Tagesstrukturen für eine verbesserte Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Neben einer 
familienfreundlichen Steuerpolitik seien Tagesstrukturen eine wichtige Voraussetzung, damit 
sich Familien mit Kindern im Kanton wohl fühlen. Damit könne das Arbeitskräftepotenzial von 
Frauen besser ausgeschöpft und gleichzeitig verhindert werden, dass immer mehr Familien 
trotz eines regelmässigen Erwerbseinkommens ihren Lebensunterhalt nicht selbstständig 
bestreiten können. Das Bettagsmandat 2009 der Regierung bestärkt dies nochmals öffent-
lich: "Gesellschaft, Politik und Wirtschaft haben sich den Herausforderungen der neuen 
Familienmodelle (...) zu stellen. Dazu gehört (…) die Schaffung von Kinderbetreuungsange-
boten. So entsteht ein attraktiver Wohn- und Arbeitskanton für junge Familien."

Teil 3 der Bildungsreform (Bildungskleeblatt) beinhaltete eine mögliche Umsetzung bedarfs-
gerechter Tagesstrukturen für Schulkinder im ganzen Kanton. Im Mai 2009 wurde dieser Teil 
des Bildungskleeblatts mit 52 Prozent Neinstimmen vom Souverän knapp verworfen. Mit der 
Vorlage war geplant, Tagesstrukturen für Schulkinder für alle Gemeinden verbindlich im 
Schulgesetz zu regeln, während jene für Vorschulkinder weiterhin im Sozialhilfe- und 
Präventionsgesetz hätten verankert bleiben sollen.

Unter Berücksichtigung der abgelehnten Bildungsreform hat der Regierungsrat im Oktober 
2009 einen Grundsatzentscheid für eine schrittweise Weiterentwicklung der Volksschule 
einerseits und Massnahmen zur Stärkung der Familien anderseits gefällt. Nach dem Willen 
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des Regierungsrats soll die familienergänzende Kinderbetreuung im Interesse der Familien 
und Kinder zügig eingeführt werden.

2.2 Parlamentarische und ausserparlamentarische Vorstösse 

Die Dringlichkeit des Ausbaus familienergänzender Betreuung von Kindern belegen auch die 
diversen politischen Vorstösse in diesem Bereich:

2.2.1 Motion der SP-Fraktion 

Die Motion der SP (04.306) verlangt Folgendes:
"Der Regierungsrat wird beauftragt, ein Gesetz zur Regelung und Förderung familienergän-
zender Tagesbetreuung von Kindern zu erarbeiten."

Die Motion wurde am 23. November 2004 eingereicht. Der Regierungsrat erklärte sich bereit, 
sie als Postulat entgegenzunehmen. Die SP-Fraktion erklärte sich mit der Umwandlung in 
ein Postulat einverstanden. Das Postulat war unbestritten und der Grosse Rat überwies es 
am 2. Mai 2006 stillschweigend an den Regierungsrat. 

2.2.2 Motion der FDP-Fraktion

Die Motion der FDP-Fraktion (09.192) verlangt Folgendes:
"Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Grossen Rat in einem Bericht einen Massnahmen-
katalog sowie entsprechende Gesetzesänderungen vorzuschlagen, die folgende Anliegen 
abdecken:
- Die Gemeinden sind verpflichtet, für Kindergarten- und Volksschulkinder den Zugang zu 

schulergänzenden Tagesstrukturen sicherzustellen.
- Die Tagesstrukturen werden nach Bedarf eingeführt. Nicht jede Gemeinde muss eine 

Betreuung anbieten, aber jedes Kind muss die Möglichkeit haben, innert angemessener 
Reisezeit eine Tagesbetreuung zu besuchen. Die entsendenden Gemeinden sind ver-
pflichtet, die Schulgelder für diesen externen Schulbesuch zu übernehmen.

- Die Gemeinden können anstelle von Schulstrukturen Tagesschulen anbieten.
- Schulergänzende Tagesstrukturen ergänzen den obligatorischen Schulunterricht, sie 

umfassen die Betreuung der Kinder in der unterrichtsfreien Zeit und einen Mittagstisch. 
Idealerweise sind damit auch Blockzeiten verbunden.

- Der Besuch des Betreuungsangebots und des Mittagstisches ist für die Schulkinder 
fakultativ.

- Die Finanzierung der Tagesstrukturen hat kostendeckend auf Stufe Gemeinde zu erfol-
gen. Die Gemeinden sind frei, ob sie die Eltern mit Einheitstarifen oder einkommens-
abhängigen Tarifen beteiligen wollen. Die Tarife sind höchstens kostendeckend. Für 
sozial schwache Familien sind reduzierte Tarife anzubieten."

Die Motion wurde - entgegen dem Antrag des Regierungsrats auf Entgegennahme als 
Postulat - mit 73:49 Stimmen überwiesen.
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2.2.3 Motion der GLP-Fraktion

Die Motion der GLP-Fraktion (09.314) verlangt Folgendes:
"Wir laden den Regierungsrat ein, in einem neu zu schaffenden Betreuungsgesetz sämtliche 
Bestimmungen betreffend familienergänzende Betreuungsformen wie Kinderkrippen (Kitas), 
Horte, Mittagstische, Tagesfamilien und Tagesschulen (ausserschulischer Bereich) 
zusammenzufassen.
Zudem wird der Regierungsrat gebeten, darin die Subventionen für familienergänzende 
Kinderbetreuung kantonal zu vereinheitlichen unter Prüfung des unten ausgeführten Vor-
schlages."

Die Motion wurde am 10. November 2009 eingereicht. Die Beantwortung erfolgt gleichzeitig 
mit der Veröffentlichung des vorliegenden Entwurfs einer Teilrevision des Sozialhilfe- und 
Präventionsgesetzes im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung.

2.2.4 Motion der GLP-Fraktion

Die Motion der GLP-Fraktion (09.315) verlangt Folgendes:
„Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Grossen Rat Gesetzesänderungen vorzuschlagen, 
die folgende Anliegen abdecken:
1. Alle Volksschulen erteilen am Vormittag obligatorischen Unterricht in Blockzeiten, die 

mindestens vier Lektionen resp. mindestens 3 ½ Stunden abdecken.
2. Jede Gemeinde ist besorgt, auf Gemeindegebiet (als Wohngemeinde resp. als Standort-

gemeinde der Schule) ein Angebot an schulergänzenden Tagesstrukturen einzurichten, 
wobei dies in Form von externen Institutionen (Hort), Tagesschulen resp. schulinternen 
Angeboten oder durch Tagesfamilien abgedeckt werden kann.

Der Regierungsrat wird gebeten, die Anliegen dieses Vorstosses im Rahmen seines 
geplanten Vorgehens zur Schulreform mindestens als Varianten aufzunehmen und/oder die 
zeitliche Behandlung so vorzunehmen, dass sie als Gegenvorschlag zur Volksinitiative 
„Schule und Familie“ verwendet werden können.“

Die Motion wurde am 10. November 2009 eingereicht. Die Antwort ist noch hängig. 

2.2.5 Volksinitiative "Schule und Familie"

Die vom Aargauischen Lehrerinnen- und Lehrerverband am 12. Oktober 2004 eingereichte 
Inititative fordert:
"Das Schulgesetz des Kantons Aargau vom 17. März 1981 ist wie folgt abzuändern bezie-
hungsweise zu ergänzen:

Änderung § 7 Absatz 4:
Kindergarten und Volksschule sind als Tagesschulen anzubieten. Die Tagesschule umfasst 
den obligatorischen Schulunterricht, die Betreuung der Kinder in der unterrichtsfreien Zeit 
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und den Mittagstisch. Der Besuch des Betreuungsangebots und des Mittagstisches ist für die 
Schulkinder fakultativ, an deren Kosten können die Eltern beteiligt werden.

Neuer § 91 Absatz 5:
Die Einführung der Tagesschule hat innert zwölf Jahren nach Annahme der Bestimmung § 7 
Abs. 4 zu erfolgen."

Am 27. Oktober 2004 hat der Regierungsrat die Initiative als formell zustande gekommen 
erklärt. Über die Initiative wurde bislang noch nicht abgestimmt, das Initiativkomitee hat sie 
sistiert. Falls die Initiative nicht zurückgezogen wird, kommt der vorgeschlagenen Änderung 
des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes die Stellung eines indirekten Gegenvorschlags zu.

2.3 Ungenügen der gegenwärtigen Regelung

Das geltende kantonale Recht trägt dem vorhandenen Bedarf an familienergänzender 
Kinderbetreuung nicht in genügendem Mass Rechnung. Insbesondere der Umstand, dass 
die Gemeinden nicht verpflichtet sind, den Bedarf abzuklären und die nötigen Einrichtungen 
bereitzustellen, führt zu grossen Unterschieden. So gibt es Gemeinden, die bereits über ein 
breites Angebot an familienergänzender Kinderbetreuung verfügen. Andere haben sich in 
diesem Bereich bisher noch nicht engagiert. 

Wie in Ziff. 1.3.3 ausgeführt, unterstützt der Kanton bereits heute Einrichtungen der familien-
ergänzenden Kinderbetreuung. Der Gesetzgeber hat die Kantonsbeteiligung als Anreizfinan-
zierung ausgestaltet, damit die Gemeinden motiviert werden, Betreuungsplätze durch private 
Institutionen anzubieten. Dies hat dazu geführt, dass lediglich Einrichtungen, die über einen 
Leistungsvertrag mit einer Gemeinde verfügen, in den Genuss eines Kantonsbeitrags 
kommen. Weiter werden nur private Institutionen vom Kanton unterstützt. Einrichtungen, die 
von den Gemeinden selber betrieben werden, erhalten keinen Kantonsbeitrag. Dieser 
Ungleichbehandlung der Einrichtungen soll entgegengewirkt werden.

Mit der Revision des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes im Bereich der familienergänzen-
den Kinderbetreuung will der Regierungsrat die Zielsetzungen der Wachstumsinitiative 2005 
und des Entwicklungsleitbildes 2009–2018 umsetzen und die Stossrichtungen der hängigen 
politischen Vorstösse aufnehmen.
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3 Schwerpunkte im Überblick

3.1 Familienergänzendes Betreuungsangebot sowohl für Vorschulkinder als auch 
für Schulkinder

Um dem realen Bedarf an familienergänzenden Kinderbetreuungsplätzen im ganzen Kanton 
besser gerecht zu werden, soll neu jede Gemeinde im Kanton verpflichtet werden, für eine 
bedarfsgerechte familienergänzende Betreuung von Vorschul-, Kindergarten- und Schul-
kindern zu sorgen. Damit wird im Bereich der Kindergarten- und Schulkinder die in der FDP-
Motion gestellte Forderung erfüllt. Der Vorschlag geht jedoch in Bezug auf die Vorschul-
kinder weiter, indem die Gemeinden auch in diesem Bereich verpflichtet werden sollen, ein 
bedarfsgerechtes Angebot sicherzustellen. Die vorgeschlagene Regelung trägt den Motionen 
der SP und der GLP (09.314) Rechnung und ist auch im Hinblick auf die soziale Integration 
von Kindern aus Kleinstfamilien, Migrationsfamilien und wirtschaftlich schwachen Familien 
und der frühen spielerischen Förderung der Kinder sehr wichtig. Weiter wird dadurch 
gewährleistet, dass auch Mütter von Kleinkindern im Erwerbsleben integriert bleiben können. 

Das Angebot richtet sich dabei am Bedarf der Familien mit Kindern aus. Die Eltern sollen die 
Möglichkeit haben, ihre Kinder in einer Einrichtung betreuen zu lassen, damit sie einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Ausbildung absolvieren oder um sich aus gesundheitlichen 
Gründen entlasten zu können. Dabei ist zu unterscheiden zwischen dem objektiven Bedarf 
an familienergänzender Kinderbetreuung in einer Gemeinde und dem subjektiven Bedürfnis 
einzelner Eltern nach spezifischen Angeboten in Bezug auf Art, Umfang oder zeitlicher Ver-
fügbarkeit. Das Angebot hat sich demzufolge in erster Linie am Bedarf der Vielen und nicht 
an den Bedürfnissen der Wenigen zu orientieren. Gleichzeitig ist allerdings darauf hinzu-
weisen, dass in Tagesfamilien beispielsweise je nach Konstellation häufig auch spezifische 
Bedürfnisse von Eltern und ihren Kindern befriedigt werden können.

Die familienergänzende Kinderbetreuung leistet einen Beitrag zur Förderung der Kinder. 
Damit unterstützend und aufbauend mit den Kindern gearbeitet werden kann, ist es sinnvoll, 
wenn die Kinder über längere Zeit regelmässig eine Einrichtung der familienergänzenden 
Kinderbetreuung besuchen. Die Gemeinden sollten sich deshalb am längerfristigen Bedarf 
orientieren. Es ist nicht Ziel und Zweck der vorgeschlagenen Regelung, dass die Gemeinden 
den Eltern einen kurzfristigen „Hütedienst“ bereitstellen. Aufgrund der Planbarkeit müssen 
Eltern auch nach Inkrafttreten der neuen Regelung mit Wartefristen rechnen. Diese sollten 
aber massvoll sein und in der Regel nicht länger als drei bis vier Monate dauern. 

Viele Gemeinden verfügen bereits über entsprechende Strukturen, die dem Bedarf ent-
sprechend weiterentwickelt werden können. Der Bedarf wird je nach Familien- und Bevölke-
rungsstruktur von Gemeinde zu Gemeinde anders aussehen. In einem ersten Schritt sind die 
Gemeinden deshalb aufgerufen, ihren Bedarf vor Ort abzuklären. Dabei ist der frühe Einbe-
zug der Eltern und der Einbezug von Schlüsselpersonen und -organisationen wie zum Bei-
spiel Schulen, Kindergärten, Mütter-/Väterberaterinnen, Erziehungsberatung, Elternvereini-
gungen, Vertreterinnen von Krabbelgruppen, Spielgruppen, Tagesfamilienvermittlungsstellen 
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sehr wichtig. Im Austausch mit diesen Personen und Organisationen kann eruiert werden, 
welcher Bedarf besteht und welches Angebot aufgebaut werden soll. Die Akzeptanz eines 
Angebots ist grösser, wenn die Betroffenen in den Prozess involviert werden. Häufig werden 
seitens der Behörden Arbeitsgruppen für den Aufbau von Betreuungseinrichtungen gebildet. 
Darin vertreten sind in der Regel Exekutivmitglieder, Schulleitungsmitglieder, eventuell 
Fachpersonen5 oder Vertreterinnen beziehungsweise Vertreter von sozialen Organisationen. 
Mittels Fragebogen können die Eltern und Schlüsselpersonen und -organisationen befragt 
werden. Im Weiteren können Informationen betreffend Bedarf und gesellschaftlicher Ent-
wicklung aus Studien und Statistiken herangezogen werden. 

Der Auf- beziehungsweise Ausbau von familienergänzenden Kinderbetreuungsplätzen kann 
in Zusammenarbeit mit Privaten oder anderen Gemeinden und insbesondere im Zusammen-
hang mit der Schule geschehen. Wichtig ist, dass die Kinder möglichst in ihrem gewohnten 
sozialen Umfeld eingebettet bleiben, weshalb das Betreuungsangebot in der Regel vor Ort 
aufzubauen ist. Insbesondere bei gemeinsamen Schulstandorten – sei dies auf Ebene 
Primarschule oder Sekundarstufe I - sowie bei Tagesfamilienvermittlungen ist dabei natürlich 
eine enge Zusammenarbeit der Gemeinden sinnvoll beziehungsweise notwendig. Grund-
sätzlich ist es den Gemeinden überlassen, mit welchen Betreuungsformen sie den Bedarf 
decken. Damit die Erfahrungen aus der Aufbauphase in der Planung berücksichtigt werden 
können, ist es sinnvoll, wenn ungefähr 3–5 Jahre nachdem ein Betreuungsangebot aufge-
baut wurde, eine Standortbestimmung vorgenommen wird.

Der Vorschlag sieht eine einjährige Übergangsfrist ab Inkraftsetzung vor, damit die Gemein-
den genügend Zeit haben, den Bedarf abzuklären und ein entsprechendes Angebot aufzu-
bauen. Die Einrichtungen haben demzufolge ab 1. Januar 2014 zur Verfügung zu stehen. 

Die Benützung der Betreuungsangebote ist freiwillig. Niemand wird gezwungen, ein 
bestimmtes Angebot zu nutzen. Eltern sollen vielmehr die Möglichkeit haben, ihren individu-
ellen Bedarf an familienergänzender Kinderbetreuung zu decken. Entspricht das Betreu-
ungsangebot der Wohnsitzgemeinde den Eltern nicht, beziehungsweise möchten diese ihr 
Kind in einer anderen Gemeinde, beispielsweise an ihrem Arbeitsort, betreuen lassen, hat 
sich die Wohnsitzgemeinde an den auswärtigen Betreuungskosten zu beteiligen. Die 
Gemeindebeteiligung erfolgt aber höchstens im Umfang wie die eigenen Einrichtungen 
unterstützt werden. Die ungedeckten Restkosten sind von den Eltern zu übernehmen. 

3.2 Finanzierung

Die Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung geht zulasten der Eltern und der 
öffentlichen Hand. Zum Teil beteiligen sich auch Dritte an der Kostentragung (zum Beispiel 
Arbeitgeber oder in Form einer Anstossfinanzierung der Bund, vgl. Ziff. 1.3.2). Das vorge-
schlagene Finanzierungsmodell richtet sich nach den geltenden Grundsätzen der Aufgaben-
und Lastenverteilung (vgl. auch Art. 43a der Bundesverfassung vom 18. April 1999 [SR 

5 Zum Beispiel Vertreterinnen oder Vertreter von bestehenden Betreuungseinrichtungen oder aber 
Beizug der Fachstelle Kinder & Familie (www.kinderbetreuung-aargau.ch).
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101]). Den für diese Aufgabe zuständigen Gemeinden soll möglichst viel Freiheit belassen 
werden. Der Kanton macht nur Vorgaben in Bereichen, die über den ganzen Kanton eine 
einheitliche Handhabung erfordern oder die Interessen des Kantons tangieren. 

3.2.1 Kostenbeteiligung der Eltern

Die Höhe der Kostenbeteiligung der Eltern ist ein wichtiger Bestandteil der Bedarfsgerechtig-
keit. Eltern werden ihren Bedarf an familienergänzender Kinderbetreuung nur geltend 
machen, wenn sie auch finanziell in der Lage sind, die daraus resultierenden Kosten zu
tragen beziehungsweise wenn die daraus resultierenden finanziellen Vor- und Nachteile in 
einem günstigen Verhältnis stehen. Ziel der vorliegenden Revision ist es, dass Kinder aller 
Bevölkerungsschichten Zugang zu familienergänzender Betreuung haben. Dies erfordert, 
dass bei der Elternbeteiligung soziale Aspekte berücksichtigt werden. Die Zielsetzung stimmt 
mit der FDP-Motion in dem Sinne überein, als dass in dieser für sozial schwache Familien 
reduzierte Tarife gefordert werden. 

Der Entwurf sieht vor, dass einerseits Grundsätze der Elternbeteiligung verankert werden, 
andererseits will man den Gemeinden ihren Entscheidungsspielraum soweit als möglich 
belassen. Folgende Grundsätze sollen ins Sozialhilfe- und Präventionsgesetz aufgenommen 
werden:

- Die Eltern leisten Beiträge nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.
- Finanziell schwache Eltern bezahlen einen Mindestbeitrag. Davon ausgenommen sind 

Personen, die Sozialhilfe beziehen oder wegen der Elternbeiträge sozialhilfeabhängig 
würden. Finanziell schlecht gestellte Eltern sollen so vor der Armutsfalle bewahrt werden. 
Zudem soll ein Anreiz geschaffen werden, dass betroffene Eltern vermehrt erwerbstätig 
und somit finanziell (wieder) eigenständig werden.

- Ab einer bestimmten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit können vollkostendeckende Bei-
träge erhoben werden. Die Regelung bezweckt den Schutz des Mittelstands und ist als 
untere Limite zu verstehen, ab welcher den Eltern die Vollkosten überwälzen werden 
können. Es ist den Gemeinden überlassen, ob sie erst ab einer höheren wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit vollkostendeckende Elternbeiträge verlangen. 

Der Regierungsrat konkretisiert die beiden letzten Punkte auf Verordnungsstufe. Mögliche 
Bemessungsansätze sind den Grafiken in Ziff. 3.2.3, der Kostenschätzung in Ziff. 3.2.4 sowie 
dem Kommentar zu § 39a Abs. 3 zu entnehmen. Wie erwähnt muss sich der Elterntarif aus-
serdem nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern richten. Unter Berücksichti-
gung dieser Vorgaben, sind die Gemeinden bei der Ausgestaltung des Elterntarifs frei. Dabei 
stehen zwei mögliche Modelle im Vordergrund (linear oder stufenförmig). Ein Einheitstarif für 
sämtliche Eltern trägt demgegenüber der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht genügend 
Rechnung. Ein lineares Elternbeteiligungsmodell hat gegenüber einem abgestuften den 
grossen Vorteil, dass eine kleine Erhöhung des Einkommens nicht zu einer sprunghaft höhe-
ren Kostenbeteiligung führen kann. Die lineare Bemessung ist also generell gerechter. 
Weiter können die Gemeinden auch Tarifermässigungen vorsehen, wenn mehrere im 
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gleichen Haushalt lebende Kinder Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung 
besuchen. 

Wie erwähnt wird mit der vorgeschlagenen Regelung bezweckt, dass Kinder aller Bevölke-
rungsschichten Zugang zur familienergänzenden Betreuung haben und in ihrer Entwicklung 
gefördert werden. Die Stossrichtung der FDP-Motion, die es den Gemeinden überlassen 
möchte zu entscheiden, ob sie die Eltern mit Einheitstarifen oder einkommensabhängigen 
Tarifen beteiligen wollen, ist nicht zielführend, denn Einheitstarife verstärken die Chancen-
ungleichheit der Kinder.

3.2.2 Kostenbeteiligung der Gemeinden und des Kantons

Die vorliegende Gesetzesrevision sieht vor, dass die Bereitstellung bedarfsgerechter Ein-
richtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung und deren Mitfinanzierung Sache der 
Gemeinden ist. Der lokale Bezug dieser Aufgabe und die Möglichkeit, bei der Umsetzung 
gemeindespezifischen Gegebenheiten Rechnung tragen zu können, spricht klar für die Zu-
teilung der sachlichen und finanziellen Verantwortlichkeit an die Gemeinden und stimmt auch 
mit den anerkannten Grundsätzen der Aufgaben- und Lastenverteilung überein. 

Die Ausgestaltung der Finanzierung wird weitgehend den Gemeinden überlassen. Die 
Gemeinden können selber entscheiden, ob sie eine Subjekt-6 oder Objektfinanzierung7

bevorzugen. Weiter ist es ihnen unter den in Ziff. 3.2.1 dargelegten Vorgaben überlassen, 
wie sie den Elterntarif konkret ausgestalten wollen. Ebenso ist ihnen die Berücksichtigung 
von Drittleistungen, die an die Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung 
gehen, freigestellt. Die verschiedenen Gemeinden dürften aufgrund ihrer Bevölkerungs-
struktur sehr unterschiedlich belastet werden. Der horizontale Ausgleich zwischen den 
Gemeinden soll durch die bereits bestehenden Instrumente des ordentlichen Finanz- und 
Lastenausgleichs erfolgen.

Die familienergänzende Kinderbetreuung ist insbesondere im Vorschulbereich von Bedeu-
tung. Einerseits ist dem Regierungsrat die frühe Förderung der sozialen Entwicklung aller 
Kinder ein wichtiges Anliegen, andererseits soll vor allem das Bildungs- und Arbeitspotenzial 
junger Eltern erhalten bleiben. Der Kanton beteiligt sich deshalb mit 20 Prozent an den nach 
Abzug der Elternbeiträge ungedeckten Kosten von Einrichtungen, die Kinder im Vorschul-
alter betreuen. Massgebend sind die Vollkosten, sofern diese nicht höher sind als die Norm-
kosten. Der Kanton wird für jede organisierte Betreuungsform auf Verordnungsstufe Norm-
kosten definieren. Diese entsprechen den zu erwartenden Vollkosten. Die Normkosten 
werden so bemessen, dass ein gut geführter Betrieb die qualitativen Vorgaben einhalten und 
kostendeckend arbeiten kann (siehe auch Kommentar zu § 51 Abs. 2 SPG). Die Normkosten 
vereinfachen die Bemessung der Kantonsbeiträge und ermöglichen eine genauere Kalkula-
tion. Zudem wird verhindert, dass sich der Kanton an teuren Lösungen übermässig beteiligen 
muss. Der Vorschlag lehnt sich an die bisherige Kantonsbeitragsregelung an (§ 51 Abs. 2 

6 Finanzierung der Eltern zum Beispiel mittels Betreuungsgutscheinen.
7 Finanzierung der Einrichtungen.
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SPG; vgl. Ziff. 1.3.3). Die Bestimmung wird aber in dem Sinne modifiziert, dass nicht nur 
private Institutionen, die eine Leistungsvereinbarung mit einer Gemeinde abgeschlossen 
haben, in den Genuss eines Kantonsbeitrags kommen. Neu sollen sämtliche staatlich aner-
kannten Einrichtungen mit Sitz im Kanton Aargau, welche Vorschulkinder aus dem Kanton 
Aargau betreuen, Kantonsbeiträge erhalten. Die öffentlichen Trägerschaften werden den 
privaten gleichgestellt. Auf das Erfordernis einer Leistungsvereinbarung wird verzichtet.

3.2.3 Grafische Darstellung der Kostenbeteiligungen

Grafisch lässt sich die Kostenstruktur (Elternbeitrag, Beiträge der öffentlichen Hand) für den 
Vorschul- und Schulbereich anhand von zwei Darstellungen wie folgt abbilden:

Kostenstruktur Vorschulbereich 
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Die Abbildung zeigt die finanzielle Beteiligungsstruktur bei der Betreuung von Kindern im Vorschulalter in Kinder-
tagesstätten. Die Elterntarife sind nach Massgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auszugestalten. Die 
Grafik basiert auf einem linearen Modell. Die zu erwartenden Vollkosten (Normkosten) von Kindertagesstätten 
liegen bei 110 Franken pro Platz und Tag. Im Einzelfall sind Abweichungen von diesem Richtwert möglich. Eltern 
mit einem steuerbaren Einkommen bis 30'000 Franken leisten einen Mindestbeitrag von 7 Franken. Ab einem 
steuerbaren Einkommen von 120'000 Franken leisten die Eltern vollkostendeckende Beiträge. Die Gemeinden 
können diese Limite erhöhen.
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Kostenstruktur Kindergarten- und Primarschulbereich 
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Die Abbildung zeigt die finanzielle Beteiligungsstruktur bei der Betreuung von Kindergarten- und Primarschul-
kinder in Tagesstrukturen. Die Elterntarife sind nach Massgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auszu-
gestalten. Die Grafik basiert auf einem linearen Modell. Die zu erwartenden Vollkosten von Tagesstrukturen 
(Normkosten) liegen bei 62 Franken pro Platz und Tag. Im Einzelfall sind Abweichungen von diesem Richtwert 
möglich. Eltern mit einem steuerbaren Einkommen bis 30'000 Franken leisten einen Mindestbeitrag von 7 
Franken. Ab einem steuerbaren Einkommen von 120'000 Franken leisten die Eltern vollkostendeckende Beiträge. 
Die Gemeinden können diese Limite erhöhen.

3.2.4 Kostenschätzung

Die Kostenschätzung geht von verschiedenen Annahmen aus:

- Für durchschnittlich 20 Prozent8 der Kinder besteht während 48 Wochen9 beziehungs-
weise 2 Tagen pro Woche10 Bedarf nach einer familienergänzenden Betreuung. Dies 
ergibt einen Wert von 19'976 Kindern (Basis: Bevölkerungsstatistik 2009), aufgeteilt in 
die Altersgruppen 0–4 (Vorschulbereich: 5'856 Kinder), 5–12 (Kindergarten und Primar-
schule: 9'987 Kinder) sowie 13–15 (Sekundarstufe I: 4'133 Kinder). 

8 Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen unterscheidet sich in städtischen und ländlichen Gebieten 
aufgrund der gesellschaftlichen Haltung. Geht man in der Stadt aktuell von einer Bedarfsziffer von 25 
Prozent aus, liegt der Bedarf in ländlichen Gemeinden in der Regel tiefer und wird auf rund 15 Prozent 
geschätzt. Der Kostenschätzung liegt eine durchschnittliche Bedarfsziffer von 20 Prozent zugrunde.
9 Gemäss Art. 329a Abs. 1 des Obligationenrechts (SR 220) haben Arbeitnehmende Anspruch auf vier 
Wochen Ferien. Die Kostenschätzung geht deshalb von einer familienergänzenden Betreuungsdauer 
von 48 Wochen pro Jahr aus.
10 Die Erfahrung zeigt, dass familienergänzend betreute Kinder im Durchschnitt 2 Tage pro Woche 
fremdbetreut werden.
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- Als Berechnungsgrundlage wurden für den Vorschulbereich Kosten von 110 Franken 
pro Tag (zu erwartende Vollkosten für Kindertagesstätten), für Kindergarten und Primar-
schule 62 Franken pro Tag (zu erwartende Vollkosten für Tagesstrukturen auf Kinder-
garten- und Primarstufe) und für die Sekundarstufe I 40 Franken pro Tag (zu erwartende 
Vollkosten für Tagesstrukturen auf Sekundarstufe I) verwendet.

- Die Elternbeteiligung entspricht den in Ziff. 3.2.1 erwähnten Grundsätzen. Es wird davon 
ausgegangen, dass die Eltern bis zu einem steuerbaren Einkommen von 30'000 
Franken einen Mindestbeitrag von 7 Franken pro Platz und Tag, ab einem Einkommen 
von 120'000 Franken einen kostendeckenden Beitrag leisten.

- Es wird eine lineare Verteilung der Kinder auf die verschiedenen in der Steuerstatistik 
ausgewiesenen Steuerkategorien (Basis: Steuerstatistik 2005) angenommen.

- Die Kostenschätzung geht vom erwarteten Bedarf nach mehreren Jahren nach Inkraft-
setzung der vorgeschlagenen Gesetzesänderung aus und stellt in dem Sinne einer 
Obergrenze der zu erwartenden Gesamtkosten dar11.

Vorschulbereich (0–4 Jahre)

Steuerbares 
Einkommen

Pflichtige 
in % und
Anzahl 
Kinder

Elternbeitrag 
(Franken)

Anteil 
Kanton 
(Franken)

Anteil 
Gemeinde 
(Franken)

Total 
Eltern-
beiträge*
(Franken)

Total 
Kanton* 
(Franken)

Total 
Gemeinde* 
(Franken)

0 - 30'000 24.6 %
1'443

7 21 82 969'388 2'853'359 11'413'435

30'000 -
50'000

24.8 %
1'455

28 16 66 3'854'028 2'301'245 9'204'982

50'000 -
75'000

24.3 %
1'425

48 12 49 6'594'887 1'691'137 6'764'548

75'000 -
100'000

13.4 %
786

69 8 33 5'190'955 621'707 2'486'830

100'000 -
120'000

5.3 %
311

89 4 16 2'667'887 122'950 491'798

Über 
120'000

7.4 %
437

110 0 0 4'608'077 0 0

Total 100 %
5'856

23'885'422 7'590'398 30'361'593

* Die Elternbeiträge sowie die Kosten der Gemeinden berechnen sich wie folgt: 48 Wochen x 2 Tage x Anzahl 
Kinder x Kostenanteil

11 Insbesondere in ländlichen Gebieten ist die Familien- oder Nachbarschaftshilfe noch weit verbreitet. 
Der Bedarf an institutionalisierten Betreuungsplätzen wird deshalb auf dem Land nur langsam, das 
heisst über mehrere Jahre hinweg wachsen.
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Kindergarten/Primarschule (5–12 Jahre)

Steuerbares 
Einkommen

Pflichtige 
in % und 
Anzahl 
Kinder

Elternbeitrag 
(Franken)

Anteil 
Gemeinde 
(Franken)

Total Eltern-
beiträge*
(Franken)

Total 
Gemeinde* 
(Franken)

0 - 30'000 24.6 %
2'460

7 55 1'653'418 12'991'138

30'000 -
50'000

24.8 %
2'480

18 44 4'286'211 10'477'406

50'000 -
75'000

24.3 %
2'430

29 33 6'766'338 7'699'626

75'000 -
100'000

13.4 %
1'340

40 22 5'146'526 2'830'589

100'000 -
120'000

5.4 %
530

51 11 2'595'347 559'781

Über 
120'000

7.5 %
744

62 0 4'429'085 0

Total 100 %
9'987

24'876'925 34'558'539

* Die Elternbeiträge sowie die Kosten der Gemeinden berechnen sich wie folgt: 48 Wochen x 2 Tage x Anzahl 
Kinder x Kostenanteil

Sekundarstufe I (13–15 Jahre)

Steuerbares 
Einkommen

Pflichtige 
in % und 
Anzahl 
Kinder

Elternbeitrag 
(Franken)

Anteil 
Gemeinde 
(Franken)

Total Eltern-
beiträge*
(Franken)

Total 
Gemeinde* 
(Franken)

0 - 30'000 24.6 %
1'018

7 33 684'292 3'225'950

30'000 -
50'000

24.8 %
1'027

14 26 1'340'291 2'601'742

50'000 -
75'000

24.3 %
1'006

20 20 1'950'591 1'911'966

75'000 -
100'000

13.4 %
555

27 13 1'427'080 702'890

100'000 -
120'000

5.4 %
219

33 7 703'446 139'004

Über
120'000

7.5 %
307

40 0 1'182'609 0

Total 100 %
4'133

7'288'311 8'581'552

* Die Elternbeiträge sowie die Kosten der Gemeinden berechnen sich wie folgt: 48 Wochen x 2 Tage x Anzahl 
Kinder x Kostenanteil



- 22 -

Auf dieser Berechnungsgrundlage ergibt sich folgende Kostenverteilung:

Vorschulbereich (0–4 Jahre):
Gesamtkosten: ca. 61.8 Mio. Franken
Anteil Elternbeiträge: ca. 23.8 Mio. Franken
Anteil Gemeinde (80 Prozent der nach Abzug der 
Elternbeiträge ungedeckten Kosten): ca. 30.4 Mio. Franken
Anteil Kanton (20 Prozent der nach Abzug der 
Elternbeiträge ungedeckten Kosten): ca. 7.6 Mio. Franken

Kindergarten und Primarschule (5–12 Jahre):
Gesamtkosten: ca. 59.4 Mio. Franken
Anteil Elternbeiträge: ca. 24.8 Mio. Franken
Anteil Gemeinde: ca. 34.6 Mio. Franken

Sekundarstufe I (13–15 Jahre):
Gesamtkosten: ca. 15.9 Mio. Franken
Anteil Elternbeiträge: ca. 7.3 Mio. Franken
Anteil Gemeinde: ca. 8.6 Mio. Franken

Total:
Gesamtkosten: ca. 137.1 Mio. Franken
Anteil Elternbeiträge: ca. 55.9 Mio. Franken
Anteil Gemeinde: ca. 73.6 Mio. Franken
Anteil Kanton: ca. 7.6 Mio. Franken

Gestützt auf die oben erwähnten Berechnungsgrundlagen tragen die Eltern rund 41 Prozent 
und die öffentliche Hand rund 59 Prozent der anfallenden Kosten. Will man den Kosten-
verteiler zwischen Eltern und öffentlicher Hand verändern, sind im Wesentlichen zwei Fakto-
ren massgebend: die Höhe des Mindestbeitrags und die Limite der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit, ab welcher die Eltern dazu verpflichtet werden können, kostendeckende 
Beiträge zu leisten.

Die für die Gemeinden resultierenden Mehrkosten müssen in der Gesamtwürdigung um 
Einiges relativiert werden. Folgende Faktoren sind zu berücksichtigen:

Die von den Gemeinden bereits heute in der familienergänzenden Kinderbetreuung 
eingesetzten Mittel im Umfang von schätzungsweise 5–10 Mio. Franken (vgl. auch Ziff.
5.2). 
Reduktion der Sozialkosten (vgl. auch Ziff. 5.2)
Höhere Steuereinnahmen durch Zusatzerwerb
20 Prozent tiefere Tagesansätze bei der Betreuung in Tagesfamilien (bei den oben 
gemachten Berechnungen wurde die günstigere Variante der Tagesfamilien nicht 
berücksichtigt)
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Wie bereits erwähnt ist nicht davon auszugehen, dass die Gesamtkosten unmittelbar nach 
Ablauf der Übergangsfrist anfallen werden. Vielmehr ist mit einer sukzessiven Kostensteige-
rung über mehrere Jahre zu rechnen, da das Angebot an familienergänzender Kinderbetreu-
ung der Nachfrage entsprechend aufgebaut werden muss. Die Praxis hat gezeigt, dass in 
ländlichen Gebieten der Bedarf während mehreren Jahren langsam ansteigt. Städte und 
Agglomerationen verfügen in der Regel bereits heute über ein breites Angebot an Betreu-
ungseinrichtungen. Der Bedarf wird in diesen Gebieten nicht mehr stark ansteigen.

3.2.5 Kostenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden

Die vorgeschlagene Revision des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes wird für die öffent-
liche Hand durchschnittlich Kosten von rund 81 Mio. Franken zur Folge haben.

Aktuell sieht sich der Kanton in verschiedenen Bereichen mit Reformen konfrontiert, die zum 
Teil erhebliche Zusatzkosten generieren. Dazu gehören zum Beispiel die als Folge der Revi-
sion des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) im Bereich der Spital- und 
Pflegefinanzierung ab 2011 beziehungsweise 2012 anfallenden Mehrkosten. Gesamtheitlich 
betrachtet akzentuiert sich die Frage künftiger Lasten und deren Verteilung auf Kanton und 
Gemeinden aber nicht allein im Bereich des Gesundheitswesens, sondern auch in anderen 
Aufgabenbereichen. Vor diesem Hintergrund hat der Regierungsrat deshalb den Auftrag 
erteilt, eine Auslegeordnung über die anstehenden Reformen vorzunehmen. Gestützt darauf 
wird in der Folge die Lastenverteilung überprüft werden.

In diesem Kontext gilt es auch zu beachten, dass der Regierungsrat im Rahmen seiner Vor-
schläge zur Stärkung der Volksschule, welche zur Zeit ebenfalls in der Anhörung sind, ver-
schiedene Massnahmen vorsieht (Zusatzlektionen für Schulen mit erheblicher sozialer 
Belastung; Assistenzen an Real- und Sekundarklassen), die in der Grössenordnung von 
rund 31 Mio. Franken zulasten des Kantons gehen sollen.

3.3 Qualitätsstandards der verschiedenen Formen der familienergänzenden Kinder-
betreuung

Die noch geltende Verordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption
(PAVO) unterscheidet zwischen der Familienpflege, der Tagespflege und der Heimpflege. 
Bei der Aufnahme eines schulpflichtigen Kindes oder eines Kindes unter 15 Jahren in Fami-
lienpflege bedürfen die Pflegeeltern einer Bewilligung und sie unterstehen der Aufsicht der 
Vormundschaftsbehörde. Für die Tagespflege besteht lediglich eine Meldepflicht. Schliess-
lich ist der Betrieb von Heimen, Kinderkrippen und Kinderhorten bewilligungspflichtig. Für die 
Aufsicht sind die Vormundschaftsbehörden zuständig. Die Erteilung der Betriebsbewilligung 
nach PAVO obliegt der Standortgemeinde der Einrichtung. 

Die PAVO räumt den Kantonen die Möglichkeit ein, weitergehende Bestimmungen aufzu-
stellen. Der Kanton Aargau hat bisher auf diese Möglichkeit verzichtet. Demgegenüber ver-
fügen schon insgesamt 19 andere Kantone über Qualitätsvorgaben für die Bewilligungs-
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erteilung und die Aufsicht der verschiedenen Formen der familienergänzenden Kinder-
betreuung. 

Wie in Ziff. 1.4.1 erwähnt, stammt die PAVO aus dem Jahr 1977 und wird aktuell revidiert. 
Sie soll in Zukunft durch die eidgenössische Kinderbetreuungsverordnung (KiBeV) ersetzt 
werden. Eine der Zielsetzungen des Bundes bei der laufenden Revision ist die Steigerung 
der Qualität im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung. Gemäss der ersten 
Vernehmlassungsfassung der KiBeV wird der Bund aber keine einheitlichen Standards 
erlassen, sondern die Kantone dazu verpflichten, gestützt auf die KiBeV Qualitätsanforde-
rungen zu definieren (vgl. Ziff. 1.4.1). Der Vorentwurf der KiBeV wird zur Zeit überarbeitet 
und anschliessend erneut in die Vernehmlassung gegeben. Das Rechtssetzungsverfahren 
beim Bund ist somit noch nicht so weit fortgeschritten, dass der Inhalt und das geplante 
Inkraftsetzungsdatum der KiBeV hinreichend bekannt sind. Aus diesem Grund wird im Sozi-
alhilfe- und Präventionsgesetz (SPG) eine Rechtsgrundlage für das Controlling (Bewilli-
gungspflicht für Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung; Aufsicht) aufge-
nommen. Je nach definitiver Ausgestaltung der KiBeV kann auf eine eigenständige kanto-
nale Rechtsgrundlage für Qualitätsstandards im Laufe der Revision des SPG verzichtet 
werden12.

Unabhängig von der Frage, ob das SPG oder die KiBeV als Rechtsgrundlage dienen, sollen 
zum Wohl und Schutz der betreuten Kinder im Kanton Aargau Qualitätsstandards eingeführt 
werden. Diese werden auf Verordnungsstufe für jede Betreuungsform definiert. Im Grundsatz 
werden sie die Infrastruktur, die Anforderungen an die Betreuungspersonen, die inhaltlichen 
Konzepte und die Zusammenarbeit vor Ort betreffen und sich im Rahmen der folgenden 
Ausführungen bewegen:

Ziel der familienergänzenden Betreuung ist neben der Entlastung der Eltern, dass die Kinder 
körperlich, emotional, sozial und intellektuell gefördert werden. Für eine gute Betreuung sind 
die Grösse und die Zusammensetzung der Kindergruppe von Bedeutung. Jüngere Kinder 
brauchen mehr individuelle Betreuung und überschaubarere Gruppen. In der Regel ist im 
Vorschulbereich eine Gruppengrösse von 10 bis 12 Plätzen angemessen. Bei Mittagstischen 
für Kindergarten- und Primarschulkinder sollte sich die Gruppengrösse auf maximal 35 
Plätze beschränken. Im Oberstufenbereich entspricht die Gruppengrösse der Anzahl Schüler 
und Schülerinnen am jeweiligen Oberstufenschulstandort. 

Da in einer Institution Kinder verschiedener Herkunft mit unterschiedlichem familiärem, 
gesundheitlichem und sozialem Hintergrund zusammenkommen, braucht es genügend 
qualifizierte Betreuungspersonen, deren Zusammensetzung auf die Zahl und die Bedürfnisse 
der betreuten Kinder abgestimmt ist. Dabei sollen aber nicht nur ausgebildete Personen13 für 

12 Dies bedeutet aber nicht, dass auf kantonale Qualitätsstandards verzichtet werden kann. Es handelt 
sich vielmehr um die juristische Frage, gestützt auf welcher Rechtsgrundlage diese erlassen werden. 
13 Zum Beispiel Fachfrau/Fachmann Betreuung (dreijährige Berufslehre Schwerpunkt 
Kinderbetreuung); Kinderpflegerin/Kinderpfleger mit Zusatzausbildung in Pädagogik; für Mittagstisch: 
Person mit Weiterbildung im Bereich Mittagstischbetreuung (zum Beispiel Grundkurs für 
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die familienergänzende Betreuung zugelassen werden, sondern auch nicht spezifisch aus-
gebildete, aber geeignete beziehungsweise auszubildende Personen. Diesbezüglich gilt es,
auf Verordnungsstufe massvolle und praxisnahe Vorschriften zu treffen. In der Regel geht 
man davon aus, dass in einer Gruppe für Vorschulkinder mit 10 bis 12 Plätzen zwei Betreu-
ungspersonen anwesend sind. Mindestens eine Person sollte ausgebildet sein. Für den 
Betreuungsschlüssel ist dabei zu berücksichtigen, dass die Plätze je nach Alter der Kinder 
unterschiedlich gewichtet sind.

Sind am Mittagstisch für Kindergarten- und Primarschulkinder weniger als 10 Kinder anwe-
send, sollte eine (pädagogisch) ausgebildete Person anwesend sein. Werden mehr als 10 
Kinder betreut, bedarf es einer weiteren Person, die nicht ausgebildet sein muss. Ab 18 
beziehungsweise 26 anwesenden Kindern sollte je eine weitere Betreuungsperson vor Ort 
sein. Für Mittagstische der Oberstufe braucht es keine speziell pädagogisch ausgebildeten 
Betreuungspersonen. Diese sollten jedoch über Erfahrung im Zusammenleben mit Kindern 
und Jugendlichen und über interkulturelle Kompetenzen verfügen. Für 20 bis 25 anwesende 
Jugendliche sollten 2 Personen zur Verfügung stehen. Tagesmütter beziehungsweise 
Tagesväter benötigen ausser dem Grundkurs für Tageseltern keine spezielle Ausbildung. 
Wichtig ist, dass die Tageseltern erzieherische und kommunikative Fähigkeiten und Erfah-
rungen mitbringen. Die Tageseltern sollen bereit sein, eine längerfristige Verpflichtung zu 
übernehmen. "Tagesfamilien Schweiz", der schweizerische Verband für Tagesfamilien-
organisationen, sieht vor, dass Tagesfamilien maximal 5 Kinder pro Tag (inklusive eigene 
Kinder) in Abstimmung mit dem Alter der Kinder und den räumlichen Gegebenheiten gleich-
zeitig betreuen dürfen. 

Weiter haben sich der Standort, die Räumlichkeiten und Einrichtungen an den Bedürfnissen 
der jeweiligen Altersstufe der betreuten Kinder zu orientieren. Die Räume sind dem Spiel-
und Sozialverhalten der Kinder anzupassen. So soll zum Beispiel eine Kindertagesstätte für 
Vorschulkinder von der Raumgestaltung her spielerische Aktivitäten, aber auch Rückzug und 
Entspannung zulassen und über einen Aussenbereich verfügen.

Die Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung benötigen eine klar definierte 
Leitung für die Übernahme der notwendigen Führungsaufgaben (Personalführung, konzep-
tionelle Aufgaben, Administration, Rechnungswesen, Elternarbeit, Kontakt mit Trägerschaft, 
Qualitätssicherung). In Betrieben mit zwei oder mehr Gruppen, die Vorschulkinder 
beziehungsweise Kindergarten- und Primarschulkinder betreuen, sollte es sich dabei um 
eine ausgebildete Person mit Zusatzausbildung14 handeln.

Die Vorgaben stützen sich auf Richtlinien verschiedener Organisationen (Verband Kinder-
tagesstätten Schweiz; Tagesfamilien Schweiz; schweizerischer Spielgruppen-LeiterInnen-

ausserschulische Kinderbetreuung an der Berufsschule für Gesundheit und Soziales, Brugg); für 
Spielgruppen: Person mit Ausbildung als Spielgruppenleiter/Spielgruppenleiterin.
14 Fachfrau/Fachmann Betreuung (Schwerpunkt Kinderbetreuung) mit Weiterbildung zur 
Kindererzieherin/Kindererzieher HF; für Tagesstrukturen für Kindergarten- und Primarschulkinder: 
Fachfrau/Fachmann Betreuung (Schwerpunkt Kinderbetreuung) oder pädagogisch ausgebildete 
Person mit Weiterbildung zur Kindererzieherin/Kindererzieher HF.
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Verband; Fachstelle Kinder&Familien, Aargau) und sind mit den Vorgaben anderer Kantone 
vergleichbar.

4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Neuer Titel vor § 39 (Familienergänzende Kinderbetreuung)
Der dritte Teil des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes betrifft die Massnahmen der sozialen 
Prävention. Den umfangreicheren beziehungsweise bedeutenderen Regelungsgegenstän-
den sind eigene Kapitel gewidmet. Es rechtfertigt sich deshalb, die familienergänzende 
Kinderbetreuung in einem eigenen Kapitel zu regeln. 

§ 39 Angebot der Gemeinden
Abs. 1: Die Gemeinden haben die Pflicht, bedarfsgerechte Einrichtungen der familienergän-
zenden Betreuung von Kindern bis zum Ende der Schulpflicht bereitzustellen. Die Gemein-
den können diese Aufgabe mittels Leistungsvereinbarung an Dritte übertragen oder diese 
Einrichtungen in Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden bereitstellen. Insbesondere 
können sie die familienergänzende Kinderbetreuung im Zusammenhang mit den Schulen 
anbieten. Damit die Kinder möglichst in ihrem gewohnten sozialen Umfeld eingebettet 
bleiben, sollte das Betreuungsangebot in der Regel vor Ort vorhanden sein.

Das Angebot hat sich am Bedarf der Wohnbevölkerung auszurichten (vgl. dazu Ziff. 3.1). Als 
familienergänzende Betreuung gelten verschiedene organisierte Formen der Betreuung von 
Kindern wie zum Beispiel Kindertagesstätten, Tagesstrukturen, Mittagstische und Tages-
familien. Ebenso gelten Spielgruppen als Betreuungseinrichtungen. Auch Spielgruppen 
decken einen Teil der familienergänzenden Kinderbetreuung ab und tragen zur Sozialisie-
rung und Förderung von Kindern bei. Auch dieser Aspekt ist bei der Bedarfsabklärung durch 
die Gemeinden zu berücksichtigen. Grundsätzlich ist es den Gemeinden überlassen, mit 
welchen Betreuungsformen sie den Bedarf decken.

Abs. 2: Der Besuch der von den Gemeinden zur Verfügung gestellten Betreuungseinrichtun-
gen ist freiwillig. Die Eltern können entscheiden, ob sie das Betreuungsangebot ihrer Wohn-
sitzgemeinde nutzen wollen. Bevorzugen die Eltern eine andere Betreuungsform als jene, 
die von ihrer Wohnsitzgemeinde angeboten wird, oder würden die Eltern ihr Kind gerne in 
einem anderen Ort betreuen lassen, können sie auch andere Institution berücksichtigen. Die 
auswärtige Gemeinde ist jedoch nicht verpflichtet, einen Betreuungsplatz bereitzustellen. Die 
Eltern können auch auf private Institutionen (zum Beispiel des Arbeitgebers) ausweichen. 
Die Kostenbeteiligung der Wohnsitzgemeinde richtet sich nach § 52 Abs. 2. 

§ 39a (neu) Kosten; Elternbeiträge
Abs. 1: hält im Grundsatz fest, wie der Elterntarif ausgestaltet wird. 

lit. a: Finanziell schwache Eltern bezahlen einen Mindestbeitrag. Davon ausgenommen sind
Personen, die Sozialhilfe beziehen oder wegen der Elternbeiträge sozialhilfeabhängig 
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würden (vgl. dazu Abs. 4). Finanziell schlecht gestellte Eltern sollen so vor der Armutsfalle 
bewahrt werden. Zudem soll ein Anreiz geschaffen werden, dass betroffene Eltern vermehrt 
erwerbstätig und somit finanziell (wieder) eigenständig werden.

Der Regierungsrat wird auf Verordnungsstufe definieren, was unter "sozial schwach" zu 
verstehen ist (vgl. Abs. 3).

lit. b: Der Elterntarif muss nach Massgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern 
ausgestaltet sein. Sozial schwache Eltern haben lediglich einen Mindestbeitrag zu leisten 
(lit. a). Innerhalb dieser Schranken können die Gemeinden die Elternbeiträge frei gestalten. 
Werden diese Beiträge linear zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bemessen, hat dies 
gegenüber einem abgestuften Modell den grossen Vorteil, dass eine kleine Erhöhung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht zu einer sprunghaft höheren Kostenbeteiligung 
führen kann. Ein lineares Modell ist also generell gerechter. 

Abs. 2: Erreicht die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eine gewisse Limite, können die Eltern 
dazu verpflichtet werden, vollkostendeckende Beiträge zu leisten. Die Regelung bezweckt 
den Schutz des Mittelstands und ist als untere Limite zu verstehen, ab welcher den Eltern die 
Vollkosten überwälzt werden können. Der Regierungsrat wird diese Limite auf Verordnungs-
stufe festlegen (vgl. Abs. 3). Es ist den Gemeinden überlassen, ob sie erst ab einer höheren 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit vollkostendeckende Elternbeiträge verlangen. Die Rege-
lung ermöglichst ausserdem, dass für Familien mit mehreren Kindern Tarifermässigungen 
eingeführt werden können. Dabei könnte zum Beispiel die Limite, ab welcher die Eltern voll-
kostendeckende Beiträge leisten müssen, erhöht werden, wenn zwei oder mehr Kinder eine 
Einrichtung der familienergänzenden Kinderbetreuung besuchen. 

Abs. 3: Der Regierungsrat konkretisiert auf Verordnungsstufe Abs. 1 lit. a (Mindestbeitrag), 
Abs. 2 (Limite, ab welcher die Eltern dazu verpflichtet werden können, vollkostendeckende 
Beiträge zu leisten) sowie die massgebende Bemessungsgrundlage. Eine Regelung auf 
Verordnungsstufe ist sachgerecht und ermöglicht es, auf Veränderungen schnell zu reagie-
ren. Als eine mögliche Bemessungsgrundlage könnte das steuerbare Einkommen zuzüglich 
5 Prozent des steuerbaren Vermögens der letzten rechtskräftigen Steuerveranlagung 
dienen. Die Berechnung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gestützt auf der letzten 
rechtskräftigen Steuerveranlagung ist im Vollzug einfach, birgt aber die Gefahr, dass das 
steuerbare Vermögen und Einkommen aufgrund von legalen Steuerabzügen nicht in allen 
Fällen mit den effektiven Verhältnissen übereinstimmen. Alternativ könnte deshalb das 
Bruttoeinkommen, das in der Steuererklärung ausgewiesen wird, als Bemessungsgrundlage 
herangezogen werden. Als weitere Variante wäre auch eine Berechnung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit analog dem Stipendienwesen denkbar. Gemäss § 21 der Stipendienver-
ordnung vom 2. Mai 2007 (StipV; SAR 471.211) wird das Elternbudget in der Regel auf der 
Basis des steuerbaren Vermögens berechnet. Davon werden gewisse Beiträge in Abzug 
gebracht (Waisen- und Kinderrenten; Kinderunterhaltsbeiträge) und andere angerechnet 
(zum Beispiel Einkaufsbeiträge an Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder Verlustvor-
träge bei Selbständigerwerbenden etc.). Eine solche Berechnungsart wäre zwar im Vollzug 
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aufwändiger, würde aber den effektiven wirtschaftlichen Verhältnissen besser Rechnung 
tragen.

Es gelten die Mitwirkungs- und Meldepflichten gemäss § 2 des Sozialhilfe- und Präventions-
gesetzes. Personen, die Leistungen gemäss diesem Gesetz geltend machen, beziehen oder 
erhalten haben, sind verpflichtet, über ihre Verhältnisse wahrheitsgetreu und umfassend 
Auskunft zu geben sowie die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Kommen sie dieser 
Verpflichtung nicht nach, sind die zuständigen Behörden berechtigt, die für den Vollzug 
erforderlichen Auskünfte einzuholen. Ebenso sind Personen, die Leistungen beziehen, ver-
pflichtet, Veränderungen in ihren Verhältnissen umgehend zu melden.

Abs. 4: Grundsätzlich leisten alle Eltern, die das Angebot der familienergänzenden Kinder-
betreuung nutzen, einen finanziellen Beitrag (vgl. dazu Abs. 1 lit. a und b). Von der Beitrags-
pflicht befreit sind Personen, die Sozialhilfe beziehen oder wegen der Elternbeiträge sozial-
hilfeabhängig würden. Finanziell schlecht gestellte Eltern sollen so vor der Armutsfalle 
bewahrt werden. 

§ 39b (neu) Einrichtungen; Aufsicht und Bewilligungen
Abs. 1 und 2: Die Bestimmung sieht eine generelle Bewilligungspflicht für sämtliche Einrich-
tungen der familienergänzenden Kinderbetreuung vor. Die konkreten Bewilligungsvoraus-
setzungen werden in der Verordnung festgelegt. Zur inhaltlichen Ausgestaltung vgl. Ziff. 3.3.
Der Regierungsrat kann Ausnahmen von der Bewilligungspflicht vorsehen. Der für die Bewil-
ligungserteilung zuständigen Behörde obliegt zudem die Aufsicht. 

Die Verordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption (PAVO) wird 
einer Totalrevision unterzogen. Der Bund will neu den Regelungsgegenstand in zwei sepa-
raten Verordnungen regeln (Kinderbetreuungsverordnung [KiBeV] und Adoptionsverord-
nung). Zur Zeit ist weder der Inhalt noch das geplante Inkraftsetzungsdatum der neuen eid-
genössischen Kinderbetreuungsverordnung hinreichend bekannt. Vgl. dazu die Ausführun-
gen in Ziff. 1.4.1. Je nach Ausgangslage beim Bund kann allenfalls auf § 39b verzichtet 
werden (vgl. Ziff. 3.3).

Neuer Titel vor § 40 (Weitere Massnahmen)
Der dritte Teil des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes betrifft die Massnahmen der sozialen 
Prävention. Das letzte Kapitel „F. Weitere Massnahmen“ des dritten Teils hat bisher je einen 
Paragrafen zur familienergänzenden Kinderbetreuung (§ 39), zu den Notunterkünften für 
Obdachlose (§ 40), zu den Beschäftigungsprogrammen (§ 41) sowie zur häuslichen Gewalt 
(§ 41a) enthalten. Die familienergänzende Kinderbetreuung wird neu in einem eignen Kapitel 
geregelt. Vor § 40 wird deshalb das Kapitel „G. Weitere Massnahmen“ eingefügt.  

§ 51 Kanton
Abs. 2: Der Kanton beteiligt sich an den Kosten von anerkannten Einrichtungen der familien-
ergänzenden Betreuung von Kindern im Vorschulalter. Die familienergänzende Kinder-
betreuung ist insbesondere im Vorschulbereich von Bedeutung. Einerseits ist dem Regie-
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rungsrat die frühe Förderung der sozialen Entwicklung aller Kinder ein wichtiges Anliegen, 
andererseits soll vor allem das Bildungs- und Arbeitspotenzial junger Eltern erhalten bleiben.
Der Kantonsbeitrag beläuft sich auf 20 Prozent der nach Abzug der Elternbeiträge und allfäl-
liger Drittleistungen (zum Beispiel Arbeitgeberbeiträge) ungedeckten Kosten. Massgebend 
sind die Vollkosten, sofern diese die Normkosten nicht überschreiten. Für jede Form der 
familienergänzenden Kinderbetreuung werden in der Verordnung Normkosten festgelegt. Die 
Normkosten entsprechen den zu erwartenden Vollkosten pro Platz und Tag und umfassen 
im Wesentlichen die Personal-, Verpflegungs-, Material- und Raumkosten, die Kosten für die 
Administration, die übrigen Betriebskosten sowie die kalkulatorischen Kapitalkosten. Die 
Normkosten werden so bemessen, dass ein gut geführter Betrieb die qualitativen Vorgaben 
einhalten und kostendeckend arbeiten kann. Für die einzelnen Betreuungsformen wird von 
folgenden Normkosten ausgegangen:

Kindertagesstätten 110 Franken pro Tag und Platz15

Tagesstrukturen auf Kindergarten- und Primarstufe 62 Franken pro Tag und Platz16

Tagesstrukturen für Sekundarstufe I durchschnittlich 40 Franken pro Tag und Platz17

Tagesbetreuung in Familien für Vorschulkinder 80 Franken pro Tag und Platz18

Tagesbetreuung in Familien für Schulkinder 48 Franken pro Tag und Platz19

Der Kanton übernimmt maximal 20 Prozent der Differenz zwischen den Normkosten und den 
Elternbeiträgen zuzüglich allfälliger Drittleistungen. Letztere können zum Beispiel Arbeit-
geberbeiträge oder Schenkungen sein, wobei zweckgebundene Schenkungen nicht in 
Betracht fallen sollen.

Der Kantonsbeitrag berechnet sich demnach wie folgt: 

Vollkosten, höchstens Normkosten der Vorschulstufe
– Elternbeiträge
– Leistungen Dritter
= ungedeckte Kosten

Kantonsbeitrag: 20 Prozent der ungedeckten Kosten.

Die Bestimmung lehnt sich an die bisherige Kantonsbeitragsregelung an (vgl. Ziff. 1.3.3). Sie 
wurde aber in dem Sinne modifiziert, dass nicht nur private Institutionen, die eine Leistungs-
vereinbarung mit einer Gemeinde abgeschlossen haben, in den Genuss eines Kantons-
beitrags kommen. Neu sollen sämtliche staatlich anerkannten Einrichtungen mit Sitz im 
Kanton Aargau, welche Vorschulkinder aus dem Kanton Aargau betreuen, Kantonsbeiträge 

15 Es wird von einer Betreuungsdauer von 11 Stunden ausgegangen.
16 Es wird von einer Betreuungsdauer von 11 Stunden ausgegangen.
17 Es wird von einer Betreuung über Mittag inkl. Mittagessen (CHF 10.–) und ca. 2 ½ Stunden 
Projektarbeit ausgegangen.
18 Es wird von einer Betreuungsdauer von 10 Stunden ausgegangen inkl. Mittagessen.
19 Es wird von einer Betreuungsdauer von 5 Stunden ausgegangen inkl. Mittagessen.
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erhalten. Die öffentlichen Trägerschaften werden den privaten gleichgestellt. Auf das Erfor-
dernis einer Leistungsvereinbarung wird verzichtet. 

§ 52 Gemeinde
Abs. 1: Der Regelungsgegenstand des bisherigen Abs. 1 lit. d wird neu in zwei Literas 
unterteilt (lit. d und e).

lit d: Die Gemeinden übernehmen die Kosten für die familienergänzende Kinderbetreuung 
gemäss § 39. Berücksichtigt man die Elternbeiträge (§ 39a) sowie die Leistungen des 
Kantons im Vorschulbereich (§ 51 Abs. 2), reduziert sich die finanzielle Belastung der 
Gemeinden um diese Beträge. Im Weiteren ist den Gemeinden überlassen, ob sie allfällige 
Drittleistungen wie zum Beispiel Arbeitgeberbeiträge oder die Anstossfinanzierung des 
Bundes (vgl. Ziff. 1.3.3 und 1.4.2) berücksichtigen wollen. Zu den weiteren Gestaltungsmög-
lichkeiten der Gemeinden vgl. Ziff. 3.2.1 und 3.2.2.

lit. e: Die Gemeinden tragen wie bisher die Kosten für die Notunterkünfte für Obdachlose 
gemäss § 40. 

Abs. 2: Die Benützung der Betreuungseinrichtungen gemäss § 39 Abs. 1 ist freiwillig. Ent-
spricht das Betreuungsangebot der Wohnsitzgemeinde den Eltern nicht beziehungsweise 
möchten diese ihr Kind in einer anderen Gemeinde (zum Beispiel Arbeitsort) betreuen 
lassen, hat sich die Wohnsitzgemeinde an den auswärtigen Betreuungskosten zu beteiligen. 
Vorausgesetzt wird, dass es sich um eine gemäss § 39b anerkannte Einrichtung handelt, die 
im Kanton Aargau ansässig ist. Die Wohnsitzgemeinde beteiligt sich aber höchstens im 
Umfang, wie sie eigene Einrichtungen unterstützen würde. Die ungedeckten Restkosten sind 
von den Eltern zusätzlich zum Elternbeitrag gemäss § 39a zu übernehmen. Bietet die Wohn-
sitzgemeinde beispielsweise Betreuung durch eine Tagesfamilie an (Normkosten für die 
Betreuung von Vorschulkindern: 80 Franken pro Tag) und besucht ein Kind eine auswärtige 
Kindertagesstätte (Normkosten 110 Franken pro Tag), so haben die Eltern die Differenz 
zusätzlich zum Elternbeitrag zu tragen. Werden in einer Gemeinde verschiedene Betreu-
ungsformen für die gleiche Altersstufe angeboten, sind jene Kosten der vergleichbaren 
Betreuungsform massgebend. Wenn eine Gemeinde zum Beispiel Betreuung durch eine 
Tagesfamilie für Schulkinder anbietet (Normkosten von 48 Franken pro Tag) sowie eine 
Tagesstruktur für Kindergarten- und Primarstufe (Normkosten von 62 Franken pro Tag) und 
besucht ein Kind in einer anderen Gemeinde eine Tagesstruktur, sind für die Wohnsitz-
gemeinde die Vollkosten der eigenen Tagesstruktur, höchstens die Normkosten mass-
gebend. Falls die Wohnsitzgemeinde über keine vergleichbare Einrichtung verfügt, sind die 
Normkosten für die Kostentragung ausschlaggebend.

§ 60a Übergangsrecht der Änderung vom …
Die Revision des Sozialhilfe- und Präventionsgesetzes soll voraussichtlich auf den 1. Januar 
2013 in Kraft treten. Es wird eine Übergangsfrist von einem Jahr ab Inkraftsetzung der vor-
geschlagenen Änderungen vorgesehen. Damit soll sichergestellt werden, dass die Gemein-
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den genügend Zeit zur Verfügung haben, um den Bedarf an familienergänzender Kinder-
betreuung festzustellen und das entsprechende Angebot bereitzustellen. 

Fremdänderungen

1. Schulgesetz vom 17. März 1981

§ 68a
Der noch geltende § 68a enthält eine Kostenregelung für Tagesschulen. Die Bestimmung 
erlaubt den Schulträgern, von den Inhabern der elterlichen Sorge Beiträge für die Verpfle-
gung und unterrichtsunabhängige Betreuung ihrer Kinder zu verlangen, die höchstens 
kostendeckend sein dürfen. Die hier geregelten Inhalte werden neu umfassend in der 
Sozialhilfe- und Präventionsgesetzgebung geregelt (vgl. § 39a SPG). Eine Doppelnormie-
rung ist weder angebracht noch sinnvoll.

5 Auswirkungen

5.1 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf den Kanton

Gegenwärtig beträgt die Kantonsbeteiligung an Angeboten von familienergänzender Kinder-
betreuung 0,87 Mio. Franken jährlich. Die Gesamtkosten gemäss der Kostenschätzung unter 
Ziff. 3.2.4 betragen für den Kanton rund 7.6 Mio. Franken. Somit belaufen sich die Mehr-
kosten auf rund 6.7 Mio. Franken (7.6 Mio. abzüglich 0.87 Mio. Franken). Es ist nicht davon 
auszugehen, dass die Mehrkosten unmittelbar nach Inkraftsetzung der neuen Regelung 
anfallen werden. Vielmehr ist mit einem Anstieg dieser Kosten über mehrere Jahre zu 
rechnen, da das Angebot an familienergänzender Kinderbetreuung bedarfsgerecht, das 
heisst der Nachfrage entsprechend aufgebaut werden muss. Die zu erwartenden Mehr-
kosten wurden in die Aufgaben- und Finanzplanung (AFP) aufgenommen.

Die Regelung betreffend Kostenbeteiligung des Kantons im Vorschulbereich wird zusätzliche 
Ressourcen fordern. Bisher sind nur private Einrichtungen im Vorschul- und Schulbereich in 
den Genuss von Kantonsbeiträgen gekommen. In Zukunft sollen alle Einrichtungen der 
familienergänzenden Kinderbetreuung im Vorschulbereich durch den Kanton mitfinanziert 
werden. Aktuell werden rund 50 Gesuche pro Jahr bearbeitet. Aufgrund der vorgeschlage-
nen Gesetzesänderung werden anfänglich ungefähr 250 Gesuche pro Jahr erwartet. Um 
diesen Mehraufwand zu bewältigen, sind zusätzliche 50 Stellenprozente notwendig.

Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung werden in Zukunft grundsätzlich 
bewilligungspflichtig sein (vgl. dazu Ziff. 3.3). Wie der Bund die neue Kinderbetreuungsver-
ordnung (KiBeV) ausgestalten wird und welche personellen und finanziellen Auswirkungen 
das auf den Kanton haben wird, kann zur Zeit noch nicht abgeschätzt werden.
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5.2 Auswirkungen auf die Gemeinden

Über die Höhe der von den Gemeinden heute getragenen Kosten im Bereich familienergän-
zender Kinderbetreuung bestehen keine gesicherten Werte. Aufgrund einer stichprobenwei-
sen Erhebung bei einigen Gemeinden kann aber davon ausgegangen werden, dass die 
Gemeinden bereits heute schätzungsweise 5–10 Mio. Franken in die familienergänzende 
Kinderbetreuung investieren. Eine umfangreichere und damit auch aussagekräftigere 
Umfrage ist zur Zeit noch im Gange. Auf das parlamentarische Verfahren hin werden dies-
bezüglich konsolidierte Angaben vorliegen.

Ausgehend vom bereits bestehenden Investitionsvolumen von 5–10 Mio. Franken und den 
unter Ziffer 3.2.4 geschätzten Gesamtkosten von ca. 73.6 Mio. Franken ergeben sich für die 
Gemeinden Mehrkosten für den Ausbau der familienergänzenden Kinderbetreuung von ca. 
63.6–68.6 Mio. Franken. Diese sind jedoch in der Gesamtwürdigung um Einiges zu relativie-
ren. Der Ausbau der familienergänzenden Kinderbetreuung wird einerseits zur Folge haben, 
dass sich die Sozialhilfekosten reduzieren, weil die Einkommen von Workingpoor und Ein-
elternfamilien steigen werden. Andererseits ist mit einer Reduktion der sozialen Investitions-
kosten zu rechnen (Stützunterricht, Schulsozialarbeit, Gewaltinterventionen), weil die Start-
chancen und damit Zukunftsperspektiven von Kindern verbessert werden. Genügend fami-
lienergänzende Betreuungsangebote werden aber auch höhere Steuereinnahmen generie-
ren, da mehr Familienfrauen einer Erwerbsarbeit nachgehen können. Zudem muss berück-
sichtigt werden, dass bei der Kostenschätzung nur institutionalisierte Betreuungseinrichtun-
gen berücksichtigt wurden (Kindertagestätten und Tagesstrukturen), deren Tagesansätze 
rund 20 Prozent höher liegen als bei der Betreuung durch Tagesfamilien. Insbesondere 
kleinere Gemeinden werden den Bedarf mit Tagesfamilien decken können, was sich insge-
samt senkend auf die Gesamtkosten auswirken wird. 

Weiter ist auch bei den Gemeinden mit einem gestaffelten Anstieg der Kosten zu rechnen, 
da das Angebot an familienergänzender Kinderbetreuung dem Bedarf entsprechend bereit-
gestellt werden muss. Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen steht im Zusammenhang mit 
der gesellschaftlichen Haltung zur familienergänzenden Kinderbetreuung. Insbesondere in 
ländlichen Gebieten ist die Familien- oder Nachbarschaftshilfe noch weit verbreitet. Der 
Bedarf an institutionalisierten Betreuungsplätzen wird auf dem Land deshalb nur langsam, 
das heisst über mehrere Jahre hinweg wachsen. Demgegenüber verfügen die Städte und 
Agglomerationen bereits heute über verschiedene Betreuungseinrichtungen. Es ist davon 
auszugehen, dass der Bedarf in diesen Gebieten nicht mehr stark ansteigen wird.

Gestützt auf der Kostenschätzung in Ziff. 3.2.4 haben die Gemeinden mit folgenden Kosten 
pro betreutem Kind zu rechnen20:

20 Die Kosten pro betreutem Kind pro Jahr wurden wie folgt berechnet: Total des Gemeindeanteils pro 
Altersstufe dividiert durch die Gesamtzahl der Kinder im Aargau der entsprechenden Altersgruppe.
Die Zahlen sind den Tabellen in Ziff. 3.2.4 zu entnehmen.
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Vorschulbereich (Kindertagesstätte) 5'184 Franken pro Jahr
Kindergarten und Primarschule (Tagesstruktur) 3'460 Franken pro Jahr
Sekundarstufe I (Tagesstrukur) 2'076 Franken pro Jahr

Der Kostenschätzung wurde zugrunde gelegt, dass im Durchschnitt ca. 20 Prozent aller 
Kinder eine Einrichtung der familienergänzenden Kinderbetreuung besuchen werden. Aktuell 
unterscheidet sich die Nachfrage nach Betreuungsplätzen in städtischen und ländlichen 
Gebieten aufgrund der gesellschaftlichen Haltung. Geht man in der Stadt von einer Bedarfs-
ziffer von 25 Prozent aus, liegt der Bedarf in ländlichen Gemeinden in der Regel tiefer und 
wird auf rund 15 Prozent geschätzt. 

Die verschiedenen Gemeinden werden aufgrund ihrer Wohnbevölkerung sehr unterschied-
lich belastet werden. Der horizontale Ausgleich zwischen den Gemeinden soll über die 
bestehenden Finanz- und Lastenausgleichsinstrumente erfolgen.

5.3 Auswirkungen auf die Anbieter familienergänzender Kinderbetreuung

Neu sollen Einrichtungen, die von der Gemeinde selber betrieben werden, hinsichtlich der 
kantonalen Subventionierung gegenüber privaten Institutionen nicht mehr benachteiligt sein.
Sie müssen in Zukunft nicht mehr den Umweg über die Schaffung eines privaten Vereins als 
Trägerschaft wählen, um den Kantonsbeitrag zu erhalten. Weiter wird der Zugang zu 
Anstossfinanzierungen vom Bund für familienergänzende Kinderbetreuung erleichtert, denn 
eine Bedingung für diese Hilfe ist, dass die Finanzierung langfristig gesichert sein muss. 
Zudem erfolgt eine bessere Qualitätssicherung der Einrichtungen durch kantonal festgelegte 
Qualitätsstandards. Damit verbunden sind allerdings auch Aufwendungen der Anbieter, die 
je nachdem ihr Angebot den neuen Standards anpassen müssen. Die gesetzlich verankerten 
Grundsätze in Bezug auf die Kostenbeteiligung der Eltern führt zu einer besseren sozialen 
Durchmischung der Kinder in den Institutionen.

5.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die familienergänzende Kinderbetreuung verhindert, dass immer mehr Familien trotz ihres 
regelmässigen Erwerbseinkommens ihren Lebensunterhalt nicht mehr bestreiten können. 
Workingpoor und Einelternfamilien werden deshalb in ihrer Eigenverantwortung gestärkt. 
Ausserdem wird eine bessere und frühe soziale Integration von Kindern aus Kleinstfamilien, 
Migrationsfamilien und wirtschaftlich schwachen Familien ermöglicht. Die frühe spielerische 
Förderung von Kindern kann die Chancenungleichheiten zwischen Kindern aus bildungs-
fernen und bildungsorientierten Familien vermindern. Sie vergrössert damit die Chancen aller 
Kinder auf eine erfolgreiche Schulkarriere und auf einen guten Berufseinstieg.

5.5 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Mit einem bedarfsgerechten Angebot an familienergänzender Kinderbetreuung kann das 
Bildungs- und Arbeitspotenzial der Familienfrauen im Kanton besser ausgeschöpft werden. 
Bei Familiengründungen können damit längere Arbeitsunterbrüche verhindert werden und es 
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verbessert sich grundsätzlich die Verfügbarkeit der Arbeitnehmenden. Insgesamt steigert der 
Kanton damit auch seine Attraktivität, sowohl als Wohn- und Arbeitsort für qualifizierte 
Arbeitskräfte als auch als Standort für Unternehmungen.

Neu sollen sämtliche staatlich anerkannten Einrichtungen mit Sitz im Kanton Aargau, die 
Vorschulkinder mit Wohnsitz im Kanton Aargau betreuen, in den Genuss von Kantonsbeiträ-
gen kommen (vgl. Kommentar zu § 51 Abs. 2 SPG). Nach geltendem Recht werden lediglich 
private Einrichtungen, die eine Leistungsvereinbarung mit einer Gemeinde abgeschlossen 
haben, vom Kanton subventioniert. Von der neuen Regelung werden Einrichtungen der 
Arbeitgeber profitieren. Ebenso werden sie Beiträge der Wohnsitzgemeinden der betreuten 
Kinder erhalten, da die Gemeinden verpflichtet werden, auswärtige Einrichtungen zu unter-
stützen (vgl. Kommentar zu § 52 Abs. 2 SPG).

6 Weiteres Vorgehen; Zeitplan

25. Juni bis 25. September 2010 Anhörung
Dezember 2010 Genehmigung Botschafts- und Gesetzesentwurf

1. Beratung durch Regierungsrat
Januar 2011 Beratung in der Kommission GSW
1. Quartal 2011 1. Beratung durch Grossen Rat
2./3. Quartal 2011 Genehmigung Botschafts- und Gesetzesentwurf

2. Beratung durch Regierungsrat
3./4. Quartal 2011 2. Beratung durch Grossen Rat
4. Quartal 2011 Redaktionskommission
17. Juni 2012 Volksabstimmung 
1./2. Quartal 2012 Verordnungsrecht
1. Januar 2013 Inkrafttreten

Beilagen:

1. Gesetzesentwurf (Synopse)
2. Fragebogen


